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U nser Mitglieder-

m a g a z i n  h a t 

seine Existenzberech-

tigung insbesondere 

durch Informationen 

aus unserem Bundes-

land bzw. unserem 

GEW-Landesverband. 

Diese haben immer Pri-

orität, auch wenn sich 

manchmal ein „Blick 

über den Zaun“ lohnt, 

wie früher unsere Ru- 

brik „Aus anderen Landesverbänden“ hieß. Da deuten sich doch 

manchmal interessante Tendenzen an, die dann früher oder später 

von Bundesland zu Bundesland schwappen.

Aufschlussreich sind speziell Nachrichten aus ähnlich strukturierten 

Bundesländern. RLP ist halt eher mit den Nachbarländern Hessen und 

BaWü zu vergleichen als mit Stadtstaaten oder östlichen Ländern. Aus 

der HLZ, so heißt die hessische GEW-Zeitung immer noch, bekamen 

wir nun Informationen, die auch für unsere Arbeit als Printmedium 
von Belang sind. Die Überschriften gaben auch gleich die entschei-
denden Infos: „Die HLZ im 

neuen Gewand. Frisches 

Layout – Kontinuität bei den 
Inhalten“.

Keine Änderung ohne sorg- 

fältige Beratung: Seit Sommer 

2022 hatte eine Arbeits-

gruppe beraten, wie die 

Zukunft der HLZ gestaltet 

werden soll. Die erste Frage, 

die heute im Zusammen-

hang mit einem Printpro-

dukt durchaus gestellt wird, 

(auch bei uns in Rheinland-

Pfalz) – so die beiden neuen 

Verantwortlichen Roman 

George und Katja Pohl – 

„war schnell mit einem ein-

deutigen Ja beantwortet: 

Bedarf es überhaupt noch einer gedruckten Mitgliederzeitschrift?“
Die Kolleg:innen von nebenan gingen dann den absolut richtigen 
Weg, bevor Änderungen vorgenommen wurden: Sie befragten ihre 

Leserinnen und Leser. Die Beteiligung war hoch, die Rückmeldungen 

waren überwiegend positiv: Drei Viertel bewerteten die redaktio-

nellen Inhalte als gut, nur ein kleiner Teil bekannte sich dazu, „die 

HLZ meist ungelesen wegzuwerfen“.

Ähnliches wurde bereits vor Jahren auf der Bundesebene konsta-

tiert und entspricht den informellen Rückmeldungen, die auch wir 

regelmäßig bekommen. Ein kleiner Teil liest die Zeitschrift genau, 
ein großer Teil blättert sie durch und liest das, was auf besondere 
Aufmerksamkeit stößt (so geht uns dann auch bei der E&W sowie 

anderen Landeszeitungen), ein wiederum kleiner Teil liest so gut 

wie gar nichts.

Die Befragung brachte weitere interessante Ergebnisse, die aber 

weniger auf unser Produkt zu übertragen sind: Mit den Inhalten waren 

fast alle Altersgruppen zufrieden, mit dem Layout vor allem die älteren 

Kolleg:innen, die jüngeren weniger. Verständlich, die „alte HLZ“ war 

doch sehr textlastig und bieder gestaltet. Wir hier in RLP haben seit 
über drei Jahren mit Matthias Ibelshäuser einen Profi-Grafiker, der 
viel frischen Wind in unser Design gebracht hat und permanent an 

der Lesbarkeit unserer GEW-Zeitung feilt. Wobei – das muss aus re-

daktioneller Sicht selbstkritisch festgestellt werden – dem kreativsten 
Grafiker Grenzen gesetzt sind, wenn er mit Stoff überschüttet wird. 
Das ist bei jeder Ausgabe eine neue Herausforderung, hier die richtige 
Balance zu finden, denn wir haben halt nur 24 Seiten und können 
nicht so großzügig mit dem vorhandenen Raum umgehen wie andere 

mit der doppelten Seitenzahl. 

Die HLZ hat als Folge der Befragung jetzt das äußere Erscheinungsbild 

an veränderte Seh- und Lesegewohnheiten gerade der Jüngeren ange-

passt, ohne alle Elemente 

des bisherigen Layouts 

über Bord zu werfen. Sie 

wird wie auch unser Maga- 

zin im Huckepack mit der 

Bundeszeitung versandt, 

wodurch Tagesaktualität 

nicht möglich ist. 

Die Antwort auf die Frage, 

was bleibt, ist 1:1 auf die 

GEW-Zeitung Rheinland-

Pfalz zu übertragen: „Die 

HLZ versteht sich weiterhin 

als Mitgliederzeitschrift 

für alle Mitglieder in allen 

Bildungsbereichen und in 

allen Landesteilen. Sie ist 

redaktionell unabhängig 

und orientiert sich an den 
aktuellen gewerkschafts- und gesellschaftspolitischen Themen der 
GEW Hessen. Nach wie vor ist die HLZ eine Zeitschrift von Mitgliedern 
für Mitglieder.“

Um dieses Ziel zu verwirklichen, brauchen wir auch hier in RLP nicht 

nur eine autonome Redaktion mit unterschiedlichen Aufgaben, 
sondern auch einen Kreis von kompetenten regelmäßigen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern.

Wir haben sie, ihr kennt sie, weitere sind willkommen. //

Editorial

Nach wie vor eine Zeitschrift von Mitgliedern für Mitglieder
von Günter Helfrich

2



Anja Piel
ist seit 2020 Mitglied des DGB-Bundesvorstands. Dort ist 

sie unter anderem verantwortlich für die Themen Arbeits-

marktpolitik, Sozialpolitik, Recht und Vielfalt, Demokratie, 
Migrations- und Antirassismuspolitik. Während ihrer 
Ausbildung zur Industriekauffrau wurde sie Mitglied in der 
IG Chemie Papier Keramik und ist seit 2014 ver.di-Mitglied. 
Piel war bis 2020 Fraktionsvorsitzende der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen im niedersächsischen Landtag.

Foto: DGB/Joanna Kosowksa
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Gastkommentar

E ine Partei der „kleinen Leute“ will die AfD sein, gar eine „Arbei-

terpartei“. Doch sie vertritt in vielen Politikbereichen nicht die 
Interessen der Beschäftigten – oder hat schlicht keine Konzepte und 
Lösungen für sie. Das lässt sich an der konkreten Politik der Partei 
nachweisen, die sie in den Parlamenten vertritt.

Grundlegende Interessen der Beschäftigten werden 
von der AfD nicht vertreten. Gute Löhne, sichere 

Arbeit, bezahlbare Wohnungen und gute Bildung für 

alle – das sind zentrale Punkte für ein sicheres und 

planbares Leben. Ein finanziell gut aufgestellter So-

zialstaat und Gewerkschaften, die die Interessen der 
Beschäftigten durchsetzen, sind Voraussetzungen, um 
diese Dinge zu erreichen. Die Politik der selbsternann-

ten „Alternative“ weist bei fast allen diesen Punkten 
Leerstellen auf. Ob Lohnsteigerungen, Tarifbindung, 
soziale Sicherheit oder Arbeitnehmer*innenrechte – 

die AfD bietet hier keine Lösungen an. Im Gegenteil, 

sie vertritt in arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Be-

langen eine neoliberale Politik, die weniger Fairness 
auf dem Arbeitsmarkt und weniger soziale Absiche-

rung für Beschäftigte bedeutet.
Der Grund für diese klare reaktionäre Haltung der 
AfD zu sozialen Fragen ist, dass sie von Beginn an eine 

Partei des gutsituierten Bürgertums war. Als „Profes-

sorenpartei“ gegründet, wollte sie zunächst vor allem 

den neoliberalen Wirtschaftskurs Deutschlands in der 
Eurokrise stützen. Diese neoliberalen Ursprünge und Ansätze zeigen 

sich weiterhin in der Politik der AfD.

Beschäftigte können von der „Alternative“ 
keine Verbesserungen erwarten

Dem ohnehin zu geringen Anstieg beim Mindestlohn hat die AfD im 
Bundestag nicht zugestimmt, weil „die politische Anhebung des Min-

destlohns den Markt 

außer Kraft setze“ (Be-

schlussbegründung des 

Bundestages). Auch 

die Ausweitung des 

Streikrechts, z.B. beim 

Billigflieger Ryanair, 

wurde von ihr bei der 

Abstimmung zu einem 
Antrag der Linksfrakti-

on im Bundestag abge-

lehnt. Einer stärkeren 

Tarifbindung stellt sie 
sich in den Weg: Im 

Landtag Baden-Würt-

temberg hat die AfD 

einen Gesetzentwurf 

eingebracht, um das 

Landestariftreuegesetz abzuschaffen. Damit wollte sie die Pflicht, 
öffentliche Aufträge an tarifgebundene Unternehmen zu vergeben, 
wieder aufheben.
Als im Bundestag während der Corona-Pandemie über eine Son-

derprämie für Beschäftigte in sogenannten systemrelevanten 

Berufen gesprochen wurde, war 

es die AfD, die das ablehnte. Die 

Begründung: Es sei unklar, wie 

das finanziert werden solle. Hier 
wird deutlich, dass die AfD nicht 

bereit war, den großen Einsatz von 

Verkäufer*innen, Pflegepersonal 
oder Erzieher*innen während der 

Pandemie zu würdigen. Als weitere 

Fraktion stimmte die FDP gegen die 
Corona-Prämie – mit ihr teilt die 

AfD die neoliberale Grundhaltung.

Soziale Gerechtigkeit? Gibt 
es nicht mit dieser Partei

Ganz anders agiert die AfD, wenn 

es um eine Besteuerung von Spitzen- 

verdiener*innen und sehr großen 

Vermögen geht. Hier stimmen 

die AfD-Parlamentarier*innen für 

Steuerentlastungen und gegen 

jeden Vorstoß, Reichtum stärker zu 

besteuern. Den Staat und damit auch die sozialen Sicherungssysteme 

will die AfD finanziell an die kurze Leine nehmen: Die sogenannte 
Schuldenbremse, die in Wahrheit eine Bremse für Zukunftsinvestiti-

onen ist, wird von niemandem im Bundestag so vehement verteidigt 

wie von der AfD.

Auch bei der Frage nach bezahlbarem Wohnen steht die Partei klar 

aufseiten der großen Wohnungskonzerne: Jeder Vorschlag zu einer 

möglichen Mietpreisbremse wurde von ihr im Bundestag abgelehnt.

Die AfD will darüber hinaus die Organisationsmacht der Beschäf-
tigten schwächen. Die Gewerkschaften gehören zu ihren zentralen 
Feindbildern, die sie am liebsten aus den Betrieben verbannen 

möchte. Im Bundestag lehnt sie alle Initiativen ab, mit denen die 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen erleichtert werden 

könnte. Mehr noch: Ihr arbeitsmarktpolitischer Sprecher nutzte 
eine entsprechende Debatte, um den Gewerkschaften den Kampf 
anzusagen. Er stellte die Stellung der Gewerkschaften im Tarifver-
tragsgesetz offen in Frage. (Deutscher Bundestag, 19. Wahlperiode, 
Protokoll 224. Sitzung, S. 28525). Die AfD will die Gewerkschaften aus 
den Betrieben drängen, was zur Folge hätte, dass es keine starken 
Arbeitnehmervertreter*innen und flächendeckenden tarifvertrag-

lichen Standards mehr gäbe.

(…)  //

Quelle: DGB-Einblick 12-23 / 01-24

Warum die AfD keine Partei für Beschäftigte ist
Ein Beitrag von DGB-Bundesvorstandsmitglied Anja Piel
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Kathrin Gröning

Foto: GEW
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Bildung

D ie neue Fachkräftevereinbarung ist ein Rückschritt. Dem 
Vorwort der rheinland-pfälzischen „Bildungs- und Erzie-

hungsempfehlungen für Kindertagesstätten ist zu entnehmen, 
dass für die „[…] Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung 
im Land die qualitative Perspektive handlungsleitend [ist].“
Ferner ist der Handlungsempfehlung des Landes zu entnehmen, 

dass „[…] die erzieherische Tätigkeit […] berufliches Können [und] 
das damit verbundene Fachwissen [voraussetzt].“

Mitte Februar hat das Ministerium für Bildung die überarbeite Fach-

kräftevereinbarung für die Kindertagesstätten veröffentlicht. Mit 
der neuen Vereinbarung, die das Land mit den Trägerverbänden in 

Rheinland-Pfalz trifÚ, werden die Qualitätsparameter für eine hoch-

wertige frühkindliche Bildung abgesenkt, um dem Fachkräftemangel 
besser entgegenwirken zu können, so die Einschätzung der GEW 

Rheinland-Pfalz.

Für die stellvertretende GEW-Landesvorsitzende Kathrin Gröning ist 

dieses Vorgehen völlig inakzeptabel. Die Sicherstellung der frühkind-

lichen Bildungsqualität muss zum Wohle der Kinder immer an erster 

Stelle stehen: „Der Anspruch in der Fachkräftevereinbarung muss 
deshalb sein, die qualitativen Errungenschaften in Rheinland-Pfalz 
zu festigen und gemeinsam mit allen Akteuren zukunftsorientiert 
weiterzuentwickeln.“ Mit dieser Überarbeitung knicken Landesre-

gierung und Träger vor dem Problem, Fachkräfte zu gewinnen, ein.
Eine Überarbeitung der Fachkräftevereinbarung zum derzeitigen 
Zeitpunkt geschieht ohne Not, so die Einschätzung der GEW 

Rheinland-Pfalz. Die Bildungsgewerkschaft kritisiert insbesondere, 
dass Standards in der Ausbildung von pädagogischen Fachkräften 
herabgesetzt werden.

Bislang haben pädagogische Fachkräfte in Rheinland-Pfalz ein Aus-

bildungsniveau nachzuweisen, welches laut Deutschem Qualifikati-

onsrahmen (DQR) dem Niveau 6 zu entsprechen hat. Vergleichbar 
ist dieses mit dem Niveau eines Meistertitels, den alle staatlich 
anerkannten Erzieher:innen im Land mit ihrem Abschluss erwerben. 

Eine Streichung dieser wichtigen Passage führt dazu, dass niedrigeren 
Ausbildungsniveaus Tür und Tor geöffnet werden. Auch bei Fachkräf-
ten in Assistenz wurde das DQR-Niveau 4 gestrichen. „Wir brauchen 
verlässliche Qualitätskriterien für die Arbeit als pädagogische Fach-

kräfte, um ein hohes Maß an Fachexpertise in den Kindertagesstätten 
sicherstellen zu können.“, so Gröning weiter. „Die Qualität von früh-

kindlicher Bildung steht und fällt mit den pädagogischen Fachkräften, 
die für Bildungsgerechtigkeit sorgen sollen.“

Weiterhin kritisiert Gröning scharf, dass „[…] sich das qualitative 
Alleinstellungsmerkmal der rheinland-pfälzischen Fachkräftever-

ordnung im vorgelegten Entwurf nicht wiederfindet. Die im Entwurf 
suggerierte Differenzierung zwischen ausgebildeten Fachkräften, 
„profilergänzenden Kräften“ und Assistenzkräften orientiert sich 
weder an den Erfahrungen aus der Praxis noch an wissenschaftlichen 
Standards.“ //

pm-gew

Für Bildungsgerechtigkeit brauchen wir
gut ausgebildete Beschäftigte in Kitas

GEW zur neuen Fachkräftevereinbarung für die Kindertagesstätten
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Kita-Gap = die Lücke bei den Kitaplätzen
Foto: GEW-Bildarchiv
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Bildung

O bwohl sich potenziell benachteiligte Familien für ihre 

Kinder einen Kita-Platz wünschen, haben sie zu einem 
hohen Anteil keinen Betreuungsplatz. An diesem „Kita-Gap“ 
hat sich auch zehn Jahre nach Einführung des erweiterten 

Rechtsanspruchs auf einen Kita-Platz wenig geändert.

Eine Studie des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung (BiB), 
die von der Friedrich-Ebert-Stiftung in Auftrag gegeben wurde, geht 
deshalb der Frage nach, wie sich diese ungedeckten Kita-Bedarfe über 

unterschiedliche Gruppen von Familien verteilen und was die Gründe 

dafür sind, dass trotz Bedarf kein Platz genutzt wird.

Wie aus der Studie hervorgeht, gibt es bei der Nutzung öffentlich 
finanzierter Bildungs- und Betreuungsangebote insbesondere für 
Kinder zwischen einem und unter drei Jahren stark ausgeprägte 

sozioökonomische Unterschiede. Demnach sind Kinder aus Familien 

deutlich unterrepräsentiert, die armutsgefährdet sind, in denen 
überwiegend kein Deutsch gesprochen wird oder deren Eltern keinen 

akademischen Hintergrund besitzen. Insgesamt hat in Deutschland 

die Hälfte der Kinder in dieser Altersklasse einen Kita-Platz – unter 
Kindern aus armutsgefährdeten Haushalten ist es nur ein Viertel. Bei 

Familien, die überwiegend kein Deutsch zuhause sprechen, gehen 

drei von zehn Kindern in eine Kita, bei Familien ohne akademischen 

Hintergrund vier von zehn.

Ungedeckte Kita-Bedarfe mit weitreichenden 
bildungs- und gleichstellungspolitischen Folgen

Nach Ansicht von Prof. Dr. C. Katharina Spieß, Direktorin des BiB 

und eine der Autorinnen der Studie, ist es falsch, die geringere Kita-

Nutzung auf einen geringeren Bedarf der Familien zurückzuführen. 

Tatsache ist: „Die Kita-Bedarfe können für potenziell benachteiligte 

Familien seltener gedeckt werden. Dies betrifÚ vor allem das zweite 
und dritte Lebensjahr von Kindern, zeigt sich aber teilweise bis zum 
Schuleintritt.“

Insgesamt haben 21 Prozent aller Familien mit Kindern zwischen 

einem und unter drei Jahren trotz Betreuungswunsch keinen Kita-

Platz. Bei armutsgefährdeten Familien sind es 33 Prozent, bei Familien 

ohne akademischen Hintergrund 25 Prozent und bei Familien, in 
denen überwiegend kein Deutsch gesprochen wird, 39 Prozent. „Die 
Befunde zeigen höhere ungedeckte Bedarfe vor allem bei denjenigen 

Gruppen, bei denen Kinder und Eltern besonders von einem Kita-

Besuch profitieren könnten“, erklärt Dr. Mathias Huebener, Co-Autor 
der Studie. Demnach könnte ein früherer Besuch in einer qualitativ 
guten Kita Ungleichheiten in der Entwicklung von Kindern verringern, 

die sich bereits vor dem Schuleintritt teils deutlich ausprägen.
Die Analysen der Studie zeigen weiterhin, dass in Familien, die ihren 

Kita-Bedarf nicht decken können, vielfach Mütter sind, die gern eine 

Erwerbstätigkeit aufnehmen würden. Eine Erfüllung der Betreuungs-

wünsche kann die Erwerbsbeteiligung besonders für Mütter aus 
potenziell benachteiligten Familien deutlich steigern.

Vielfältige Gründe für mangelnde Bedarfsdeckung

Die Gründe für die fehlende Bedarfsdeckung sind vielfältig und 
liegen sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite. 

Potenziell benachteiligte Familien berichten deutlich häufiger von 
Schwierigkeiten bei der Kita-Suche und bemängeln öfter fehlende 
wohnortnahe Bildungs- und Betreuungsmöglichkeiten sowie un-

passende Öffnungszeiten. „Dies lässt auf mangelnde Informationen 
und ein nicht bedarfsgerechtes Angebot in Wohnortnähe dieser 

Familien schließen“, sagt Mitautorin Dr. Sophia Schmitz. Potenziell 

benachteiligte Familien vermuten zudem häufiger eine mangelnde 
Förderung ihrer Kinder.

Verschiedene Ansätze könnten Kita-Gaps reduzieren

Die vielen Barrieren, die Familien je nach sozioökonomischen und 

-demografischen Merkmalen den Zugang zu Kitas erschweren, er-
fordern einen breiten Ansatz, um bestehende Bedarfe zu decken. 

So könnten ein weiterer Ausbau sowie qualitativ hochwertige und 
wohnortnahe Einrichtungen Kita-Gaps reduzieren.

Auf der Kostenseite könnte eine bundesweit festgelegte Staffelung 
von Gebühren nach Haushaltseinkommen Kindern aus Familien mit 

geringeren Einkommen den Besuch einer Kita erleichtern. Außerdem 

könnten bessere Informationen über den bestehenden Rechtsan-

spruch, das Bewerbungsverfahren und die Vorteile frühkindlicher 

Bildung und Betreuung dazu beitragen, Kita-Gaps zu verringern. Das 

umfasst auch Initiativen wie ein erleichtertes Anmeldeverfahren, 
um die Suche nach einer Einrichtung möglichst einfach zu halten. //

Quelle: Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB)

Warum Kinder aus benachteiligten 
Familien seltener eine Kita besuchen

Problem „Kita-Gap“
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Kinder aus besser gestellten Familien besuchen im Alter von zwei Jahren häufiger eine Betreuungseinrichtung als Kinder aus sozial benach-

teiligten Elternhäusern.
Foto: GEW
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Frühkindliche Bildung

K ompetenzen von Kindern entwickeln sich schon in jungen 
Jahren unterschiedlich – insbesondere, weil sich die Ent-

wicklungs- und Lernmöglichkeiten in ihren Familien voneinan-

der unterscheiden.

Eine neue Studie mit Daten des Nationalen Bildungspanels zeigt, 
dass für Kinder aus sozial schwächeren Familien der Besuch einer 

Kindertagesstätte besonders bereichernd ist. Herkunftsbezogene 
Unterschiede in den kognitiven Kompetenzen können so verringert 
werden. Problematisch ist jedoch, dass gerade Kinder aus benach-

teiligten Elternhäusern wesentlich stärker von fehlenden Betreu-

ungsplätzen betroffen sind als solche von besser gestellten Eltern.
Die häusliche Lernumgebung spielt für Kleinkinder eine zentrale Rolle 

bei ihrer kognitiven, sozialen und emotionalen Entwicklung. Wie viel 
die Kinder lernen, hängt dabei stark vom sozialen und wirtschaftli-
chen Hintergrund der Familie ab. Der Besuch einer Kindertagesstätte 
(Kita) hingegen kann für Kinder unabhängig von den Bedingungen 

im Elternhaus Vorteile bringen, weil sie dort andere Dinge lernen als 

zuhause, beispielsweise durch das Miteinander mit Gleichaltrigen 

oder durch den Kontakt mit pädagogischen Konzepten.

Kita-Besuch hängt vom sozialen Status ab
Die Studie, die auf Längsschnittdaten von 992 Kindern im Nationalen 
Bildungspanel (NEPS) basiert, konnte nun zeigen, welche Kinder in 

ihrer Entwicklung besonders stark von einer institutionellen Be-

treuung profitieren. Die Ergebnisse zeigen, dass Kinder aus besser 
gestellten Familien im Alter von zwei Jahren häufiger eine Betreu-

ungseinrichtung besuchen als Kinder aus sozial benachteiligten 

Elternhäusern. Letztere ziehen aber die größeren Vorteile aus einem 

Besuch im Hinblick auf ihre kognitiven Kompetenzen, beispielsweise 
in Bereich Mathematik oder beim Wortschatz. Umgekehrt bringt der 
Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung Kindern aus Familien mit 

einem sehr hohen sozialen und wirtschaftlichen Status keine Vorteile 
in ihren kognitiven Kompetenzen. Auf ihre Mathematikkenntnisse 
wirkt er sich sogar tendenziell nachteilig aus. Unabhängig von ihrer 

Herkunft gilt für alle Kinder, dass der Kita-Besuch ihre sozial-emoti-

onalen Kompetenzen stärkt.

Was wäre, wenn?
Die Forschenden konnten in ihrer Studie aufzeigen, dass der Besuch 

einer Kindertageseinrichtung das soziale Gefälle in den Kompetenzen 

von Kindern mindert und sozial ausgleichend wirken kann. Prof. Dr. 

Corinna Kleinert vom Leib-

niz-Institut für Bildungsver-
läufe sagt dazu: „Unsere 

Simulationen mit einem 

‚Was wäre, wenn‘-Szena-

rio zeigen: Würden alle 

Kinder eine Kita besuchen, 

würden die sozialen Un-

gleichheiten in den Kom-

petenzen geringer aus-

fallen als heute. Würden 

alle Kinder ausschließlich 

durch ihre Eltern betreut, 

würden sich die sozialen 

Ungleichheiten in der Ent-

wicklung hingegen ver-

stärken.“

Weiterer Kita-Ausbau 
kann helfen

Kritisch sehen die For-

schenden die Zugangs-

möglichkeiten zu institutioneller Kinderbetreuung in Deutschland. 
Obgleich die Vorteile gerade für schlechter gestellte Familien am 

höchsten sind, besuchen nur 35 % der Kinder aus diesen Familien 
im Alter von zwei Jahren eine Einrichtung. Bei besser gestellten Fa-

milien liegt die Wahrscheinlichkeit eines Kitabesuchs hingegen bei 

60 %. Trotz eines bestehenden Rechtsanspruchs auf institutionelle 
Betreuung hängt die tatsächliche Inanspruchnahme stark vom sozia-

len und wirtschaftlichen Hintergrund der Eltern ab. Die Forschenden 
fordern deshalb nicht nur, die Anzahl an Betreuungsplätzen weiter 

auszubauen, sondern auch den Zugang für benachteiligte Kinder zu 

erleichtern. Beides sei eine langfristig lohnende staatliche Investition 
in den Abbau sozialer Ungleichheit und die allgemeine Förderung von 

Kompetenzen bei Kindern. //

Originalliteratur

Ghirardi, G., Baier, T., Kleinert, C., & Triventi, M. (2023). Is early 
formal childcare an equalizer? How attending childcare and educa-

tion centres affects children’s cognitive and socio-emotional skills in 
Germany. European Sociological Review, 39(5), 692–707. https://doi.
org/10.1093/esr/jcac048
Quelle: LIfBi Leibniz-Institut für Bildungsverläufe

Kita-Besuch kann soziale Unterschiede angleichen
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Handys in Schulen können Fluch und Segen zugleich sein. 
Foto: iStock Jack F.
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Schulen

D ie GEW Rheinland-Pfalz fordert, dass es neben gut aus-

gestatteten G8-Gymnasien als wählbarem Angebot G9-
Gymnasien und Integrierte Gesamtschulen geben muss, die 
mit einer vollen dreijährigen Oberstufe in der Lage sind, ange-

messen auf die zunehmenden Herausforderungen zu reagieren.

„Wir fordern seit jeher eine Verlängerung der Lernzeit in der Ober-

stufe, denn dadurch entsteht Raum für ganzheitliche Bildungspro-

zesse und vertiefende Lernphasen, außerdem wird eine persönliche 
Entwicklung der Schülerinnen und Schüler ermöglicht“, so der GEW-

Landesvorsitzende Klaus-Peter Hammer.

An den Integrierten Gesamtschulen und auch an den Gymnasien 

wächst seit Jahren die Heterogenität in den Lerngruppen der Jahr-

gangsstufe 11. Es ist mehr Zeit vonnöten, um die individuellen Lern-

bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler von Anfang an stärker 
berücksichtigen zu können. 

Klaus-Peter Hammer plädiert für ein Umdenken: „Eine Weiterentwick-

lung der Oberstufe könnte hier Chancen durch die Schaffung einer 
echten Einführungsphase bieten, in der Schülerinnen und Schüler 

aus den verschiedenen abgebenden Schulen die Chance erhalten, 

mit einer gemeinsamen Ausgangsbasis die Anforderungen der Ober-

stufe bewältigen zu 

können.“

Eine Verlängerung der 

Gymnasialen Ober-

stufe würde die Situa-

tion sowohl für Schü-

lerinnen und Schüler 

als auch für die Lehr- 

kräfte erheblich er-

leichtern und ein er- 

folgreicheres und 

nachhaltigeres Arbei-
ten ermöglichen, so 

die Überzeugung der 

GEW Rheinland-Pfalz. 

„Das wäre tatsächlich 

ein großer Schritt hin zu einer nachhaltigen „Schule der Zukunft“, 

so Hammer abschließend. //

pm

GEW fordert Rückkehr zur vollen 
dreijährigen gymnasialen Oberstufe

Die Diskussion um den Umgang mit Smartphones an Schulen gibt 

es schon so lange, wie Schülerinnen und Schüler Handys besitzen.

Tatsächlich können Handys in Schulen Fluch und Segen zugleich sein. 

Während sie bei sinnvollem Einsatz selbst im Unterricht hilfreich sein 

können, besteht permanent auch die Gefahr der Ablenkung und des 

Missbrauchs. Immer wieder wird in diesem Zusammenhang disku-

tiert, ob Handys an Schulen verboten 
werden sollten.

Der Bundeselternrat spricht sich gegen 

ein generelles Handy-Verbot an Schulen 

aus.

»Verbote sind überhaupt nicht hilfreich, 

außerdem auch schwer umzusetzen 

und zu kontrollieren«, sagt Dirk Heyartz, 

Vorsitzender des Bundeselternrats. »Wir 

vertrauen auf die pädagogische Kompe-

tenz der Lehrkräfte, dass sinnvolle Kon-

zepte für den Einsatz digitaler Endgeräte 

in den Schulen gefunden werden. Diese 

sollten mit den Eltern und den Schüle-

rinnen und Schülern abgestimmt sein, 
um eine möglichst große Akzeptanz zu 

erreichen.«

Der pädagogischen Herausforderung, 

Mobiltelefone sinnvoll, verantwortungs-

bewusst, kreativ und geordnet einzuset-
zen, ist Aufgabe der Erziehungspartner-

schaft von Eltern und Lehrkräften. //

Quelle: Bundeselternrat

Handy-Verbot an Schulen? – Bundeselternrat sagt nein
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Inklusion

Zwei starke zivilgesellschaftliche Initiativen fordern die 
Bundespolitik auf, die UN-Behindertenrechtskonvention 

menschenrechtskonform umzusetzen, Inklusion als demokra-

tisches Grundprinzip gesellschaftlich zu verankern und sozialen 
Zusammenhalt und gleichberechtigte Teilhabe zu stärken – 
bisher ohne Antwort.
Vor 15 Jahren hat sich Deutschland mit der Ratifizierung der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) völkerrechtlich verpflichtet, 
gesellschaftliche Barrieren einzureißen, die Menschen mit Behinde-

rungen an umfassender Partizipation und Inklusion hindern. An die 
Stelle von institutionalisierter Sonderbehandlung in der Segregation 
und Exklusion soll inklusive Gleichheit bei anerkannter Unterschied-

lichkeit in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens treten.

Inklusion – Schutz der Demokratie und der Menschenrechte
Mit der Anerkennung der Konvention als Menschenrechtskonvention 
hat Deutschland auch die völkerrechtliche Verpflichtung übernom-

men, Inklusion zu einem Grundprinzip der Demokratie zu machen. 
Was für Menschen mit Behinderungen gelten soll – dass sie nämlich 

bei Anerkennung ihrer besonderen Bedarfe gleichberechtigt in der 
Gesellschaft leben –, muss für alle anderen Menschen mit ihren 
besonderen Bedarfen gleichermaßen gelten.

Bedeutung und Wert von Inklusion für die Demokratie und das Zu-

sammenleben der Menschen lassen sich an der gesellschaftlichen 
Entwicklung in Deutschland ablesen. Zunehmende soziale Ungleich-

heit hat in den letzten Jahrzehnten Ideologien der Ungleichheit und 

Menschenfeindlichkeit den Boden bereitet und die soziale Spaltung 

in der Gesellschaft vertieft. Demokratiefeindliche Tendenzen sind 
bis in die Mitte der Ge-

sellschaft vorgedrungen, 

wie Studien der Friedrich-

Ebert-Stiftung nachweisen.
Die Erfolge der AfD bei 

Wahlen sind eine unü-

bersehbare Warnung, 

wie gefährdet Demokra-

tie und Menschenrechte 

bei einem fortgesetzten 

Mangel an gesellschaft-

licher Inklusion sind.     

Deutschland in der 
Staatenprüfung

Die Bundesregierung hat 

die UN-BRK als völker-

rechtlichen Vertrag mit all 

seinen Verpflichtungen ab-

geschlossen. Sie ist damit 

für die konventionskon-

forme Umsetzung verant-

wortlich und gegenüber dem UN-Fachausschuss (CRPD), der die Um-

setzung der Konvention in allen Vertragsstaaten überwacht, auch in 
einem festgelegten Staatenberichtsverfahren rechenschaftspflichtig.
Nach 2015 hat die Bundesregierung im August 2023 zum zweiten Mal 
dem Genfer Ausschuss Rede und Antwort stehen müssen. Grundlage 

der mündlichen Aussprache des Ausschusses mit Vertreter:innen der 

Bundesregierung waren der ofÏzielle Staatenbericht Deutschlands 
und Parallelberichte der Monitoring-Stelle am Deutschen Institut für 
Menschenrechte (DIMR) sowie Eingaben aus der Zivilgesellschaft.
Zum zweiten Mal wurden der Bundesregierung in den nachfolgenden 

Empfehlungen des Ausschusses (Concluding Observations) ein unzu-

reichendes Verständnis von Inklusion und schwerwiegende Defizite in 
der Implementierung von Inklusion bescheinigt. Besonders deutlich 
fiel die Kritik zu Artikel 24 UN-BRK, inklusive Bildung, aus. Auch auf ihre 
Verpflichtung zur Verantwortungsübernahme für die Gewährleistung 
der Konventionsziele wurde ausführlich eingegangen.

Bündnis „Inklusive Bildung Jetzt“
Klare Ansagen des zuständigen UN-Ausschusses an die Adresse der 

Bundesregierung haben im Oktober 2023 die Initiative „Inklusive 
Bildung Jetzt“ ermutigt, mit gemeinsamen Forderungen an die 

Öffentlichkeit zu gehen: Auf Initiative des Elternvereins mittendrin 

e.V. haben mehr als 140 Organisationen und mehr als 1400 Einzelper-
sonen aus Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Bildungspraxis in einem 
Offenen Brief an Bundesminister Heil (BMAS) und Bundesministerin 
Stark-Watzinger (BMBF) dringenden Handlungsbedarf für inklusive 

Bildung gegenüber der Bundesregierung geltend gemacht. Die Unter-

schriften wurden am 10.10.2023 in Berlin den Ministerien übergeben.  

von Dr. Brigitte Schumann

Demokratie braucht Inklusion!  
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Inklusion

Die Initiative fordert von der Bundesregierung die Gewährleistung 
umfassender Aktionspläne für den beschleunigten Übergang von För-
derschulen zu inklusiver Bildung und einer einheitlichen Umsetzung 

von Artikel 24 UN-BRK in den Ländern, eine offensive Vertretung der 
Konventionsziele auf allen Ebenen von Politik und Verwaltung und 
die Durchführung einer bundesweiten Aufklärungskampagne zu 
Inklusion als Menschenrecht.

Seit dem 10. Oktober 2023 liegen nun die Forderungen den Bun-

desministerien für Arbeit und Soziales sowie Bildung und Forschung 

vor. Drei Monate hatten die Ministerien Zeit für eine in der Bundes-

regierung abgestimmte Antwort. Aber es gibt keine Antwort, keine 
Stellungnahme zu dem Anliegen und nicht einmal eine Eingangs-

bestätigung des Schreibens. Die Bundesregierung hat inzwischen 
Hubert Hüppe (MdB) auf seine parlamentarische Frage hin bestätigt, 
dass sie nicht die Absicht hat, den Offenen Brief zu beantworten. 
Sie begründet ihr Verhalten mit der Nichtzuständigkeit für Bildung.

Grobe Missachtung zivilgesellschaftlichen Engagements    
Den beiden Minister:innen Arroganz der Macht im Umgang mit der 

zivilgesellschaftlichen Initiative vorzuwerfen, erfasst den eigent-
lichen politischen Skandal nicht. Auf die lautstarken Proteste der 
Bauern gegen Maßnahmen, die diese als Bedrohung ihrer eigenen 

wirtschaftlichen Existenz ansehen, hat die Bundesregierung schnell 
reagiert. In der Initiative „Inklusive Bildung Jetzt“ engagieren sich 
mehr als 140 anerkannte Verbände und viele Einzelpersonen nicht 
für ihren eigenen Profit, sondern für die Rechte von Menschen, die 
immer noch von gesellschaftlicher Diskriminierung und Ausgrenzung 
betroffen sind. Ihr Anliegen wird von der Bundesregierung komplett 
ignoriert und totgeschwiegen. Dazu passt, dass das BMAS die Über-

setzung der Empfehlungen des UN-Fachausschusses ins Deutsche 

mit fadenscheinigen Argumenten verzögert.   

Schwere Pflichtverletzung 
Mit dem Schreiben der Initiative an die beiden Minister:innen ist die 
Bundesregierung zum Handeln aufgefordert. Das Schweigen macht 

deutlich, dass die Bundesregierung trotz der neuerlichen Ermahnung 

des Fachausschusses sich weiterhin weigert, die Gesamtverant-

wortung für die Umsetzung der Konvention im Bildungsbereich zu 
übernehmen.

Dabei hatte schon 2015 der UN-Fachausschuss in seinen Empfeh-

lungen zum ersten Staatenbericht Deutschlands festgestellt, dass sich 

der Bund nicht mit Verweis auf den Föderalismus aus seiner Gesamt-

verantwortung für die Umsetzung der UN-BRK zurückziehen kann.

Auch der Menschenrechtsbericht des Deutschen Instituts für Men-

schenrechte (Juli 2021 – Juni2022) leitet aus der Ratifizierung der 
UN-BRK durch die Bundesregierung eine unabweisbare, notwendige 

Handlungspflicht für den Bund ab. Er müsse „stärkere Anstren-

gungen unternehmen, um ein inklusives Schulsystem umzusetzen 

und damit Bildungsbenachteiligungen abzubauen“. Er zeigt auch 

mehrere Lösungen auf, die auf die „Erweiterung der Bundesgesetzge-

bungskompetenz angelegt sind, ohne die Bildungshoheit der Länder 

einzuschränken“.

Enquetekommission für gesellschaftliche Inklusion
Die Initiative „Inklusive Bildung Jetzt“ wird nicht aufgeben und wei-
terhin politischen Druck ausüben. Parallel und ergänzend fordert eine 
von dem Verein „Politik gegen Aussonderung, Koalition für Integration 

und Inklusion e.V.“ (PogA) organisierte und koordinierte Initiative, die 
Einrichtung einer Enquetekommission „Gesellschaftliche Inklusion 
des Bundestages“.

Um eine ausreichende Zahl an Parlamentariern für dieses Anliegen zu 

gewinnen, sollen den Abgeordneten des Deutschen Bundestags die 

Unterschriften zugeleitet werden, die PogA für die Staatenprüfung 
Deutschlands gesammelt und mit einer Eingabe an den UN-Fach-

ausschuss gesendet hatte. Dass dicke Bretter zu bohren sind, haben 
bislang gescheiterte Versuche gezeigt, die Regierungsfraktionen der 
SPD und FDP dafür zu erwärmen.

Aufgabe der Enquete soll es sein, über inklusive Bildung in Artikel 24 
hinaus alle gesellschaftlichen Konventionsziele der UN-BRK für die 
Fragen in den Blick zu nehmen und zu klären, warum die umfassende 

Transformation zu einer inklusiven Gesellschaft notwendig ist, woran 
es in der Umsetzung bisher fehlt und wie sie gelingen kann. 

Mit der Überzeugung, dass Demokratie Inklusion braucht, begründet 
PogA die notwendige Befassung des Bundestags mit dem Thema. 

Inklusion ist ein Gesellschaftskonzept, das aus der Anerkennung der 
Menschenwürde und der gleichberechtigten sozialen Zugehörigkeit 
Aller besteht. Aus der Selbstverpflichtung des Parlaments durch die 
Ratifizierung der UN-BRK ergibt sich damit die Aufgabe, diesen ge-

sellschaftlichen Entwurf gegen demokratiefeindliche Tendenzen zu 
realisieren und abzusichern Dazu soll die Enquete mit Analysen und 

Handlungsempfehlungen dienen. //

Demokratie braucht Inklusion!
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Es fehlt der Mut, die überkommene Schulpraxis in den bestehenden Strukturen mit ihren negativen 
Auswirkungen kritisch in den Blick zu nehmen.

Foto: i iStock -Jack F. BNE
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Bildungspolitik

D ie Nationale PlatÚorm, die 2017 den Nationalen Aktions-

plan Bildung für nachhaltige Entwicklung verabschiedet 
hat, will initiativ werden, um mit neuen Impulsen BNE 2030 in 
der formalen Bildung größere Wirksamkeit zu geben und ihre 
Umsetzung zu beschleunigen.   

Das Programm BNE 2030 der UNESCO verfolgt einen radikal transfor-

mativen Bildungsansatz. Es fordert schulische und außerschulische 
Lerngelegenheiten für die aktive Beteiligung der Lernenden an der 
Umsetzung der 17 Nachhaltigkeitsziele. Alle Lernenden sollen Kennt-
nisse, Selbstwirksamkeit und Gestaltungskompetenzen zur Förderung 

nachhaltiger Entwicklung bis 2030 erwerben.
Dieser Auftrag ist in den Schulen noch nicht angekommen. Das 
zeigt das Nationale Monitoring BNE am Institut Futur der Freien 
Universität Berlin in einem 2022 veröffentlichten Kurzbericht auf 
Basis einer Befragung von 3000 jungen Menschen und Lehrkräften. 
Danach sehen sich weniger als ein Viertel der jungen Menschen 

durch formale Bildung in die 

Lage versetzt, „effektiv zur 

Lösung von Nachhaltigkeits-

problemen beitragen zu 

können“. Die Befragung ergibt 

auch, dass nicht einmal die 

unterrichtliche Behandlung 

von Nachhaltigkeitsthemen 

in allen Fächern hinreichend 

verankert ist. 

In dem Impulspapier „Unser 

weiterer Weg zur Umsetzung 

von BNE 2030“ hat die Nati-

onale PlatÚorm als oberstes 
Lenkungsgremium für die 

deutsche Umsetzung des 

UNESCO-Programms im Sep-

tember 2023 ihre Überle-

gungen öffentlich gemacht, 

wie der NAP im Sinne von BNE 

2030 wirkungsvoll umgesetzt 

und weitergeführt werden 

soll. Die Nationale PlatÚorm 
(NP) will offensichtlich mit 

dem Impulspapier auf die große Lücke reagieren, die zwischen Pro-

grammatik und Umsetzung von BNE 2030 derzeit klafÚ.

Unzureichende Impulse  
Das Impulspapier besteht aus einer wortreichen Zustimmung zu 
BNE. Ihm fehlt aber die kritische Auseinandersetzung mit der Frage, 
warum so wenige Schulen BNE wirkungsvoll umsetzen. Auf diese 

Weise klammert die Nationale PlatÚorm in ihren Überlegungen aus, 
dass Schule und Schulsystem selbst radikal transformiert werden 

müssen, damit BNE als transformative Bildung wirksam werden kann. 

Es fehlt letztlich der Mut, die überkommene Schulpraxis in den 

bestehenden Strukturen mit ihren negativen Auswirkungen kritisch 
in den Blick zu nehmen und davon ausgehend konsequente Verän-

derungsprozesse zu reflektieren und zu fordern. 

Strukturelle Lähmung   

Es greift zu kurz, die Erklärungen für die geringe Wirkung von BNE 
in Defiziten der Lehreraus- und -fortbildung und in den Curricula 
zu suchen. Die Organisation Teachers for Future legt den Finger 
in die Wunde, wenn sie feststellt, dass das Wissen rund um die 

Klimakrise sich zwar vergrößert, aber durch die Art, wie in Schulen 

gelernt wird, dieses Wissen kaum Auswirkungen auf das Handeln der  

Lernenden hat. 

Für die Art, wie in Schulen gelernt wird, sind die selektiven Schul-struk-

turen besonders wirkungsmächtig und stellen den heimlichen Lehr-
plan dar. Das bestehende Schulsystem ist strukturell an der Bildung 

von Leistungshomogenität in Lerngruppen und Schulformen ausge-

richtet. Es verlangt 

zu ihrer Herstellung 

Maßnahmen der 

Leistungsselektion, 
die nachweislich 

auch immer sozial 

selektiv wirken.   
In diesem Kontext 

wird schulisches 

Lernen eher selten 

als individueller 

und kollaborativer 

Aneignungsprozess 

von neuen wich-

tigen Fähigkeiten, 

Kenntnissen und 

selbstwirksamen 

Erfahrungen erlebt. 

Eingepauktes 

Wissen wird abge-

prüft, benotet und 
schnell wieder ver-

gessen. Auch wich-

tige Inhalte werden 
allzu oft zu Prüfungsgegenständen deklassiert. Lernende werden zu 
Konkurrent:innen  im Wettbewerb um Noten.

Anpassung an Standards  
Unter dem Einfluss der empirischen Forschung ist das selektive Schul-
system auf standardorientierte Lern- und Unterrichtsentwicklung zur 
Sicherung von Qualität und Herstellung formaler Vergleichbarkeit 
ausgerichtet worden. Nachweislich ist es aber nicht gelungen, das 

System gerechter und leistungsfähiger zu machen, wie Studien des 

IQB nachdrücklich bestätigen. Stattdessen verschlechtern sich die 

von Dr. Brigitte Schumann

Bildung für nachhaltige Entwicklung in Schulen  
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Bildungspolitik

Bedingungen für Lernende und Lehrende. Mit der Standardisierung 

werden beide Gruppen in den Schraubstock eines an ökonomischer 

EfÏzienz ausgerichteten selektiven und segregierten Systems einge-

spannt und angepasst (Thomas Höhne 2006, 2020).  
Mit dem Paradigma des Standardisierens und Vermessens verliert 

die Schule die ganzheitliche Sicht auf die Lernenden, wie Prof. Hans 

Brügelmann in seiner Buchveröffentlichung „Vermessene Schule –
Standardisierte Schüler“ (2015) kritisiert. 

Dysfunktionale Wirkungen   
Das bestehende Schulsystem mit seinen Strukturen, Funktionen und 
Prozessen verhält sich dysfunktional zu den Nachhaltigkeitszielen. 
Es versagt darin, allen Lernenden das Recht auf Grundbildung zu 

sichern. 6,2 Millionen Menschen in Deutschland können nicht oder 
nur unzureichend lesen und schreiben. Bundesweit haben 6,2 % 
der Jugendlichen 2023 die Schule ohne Hauptschulabschluss ver-

lassen. Ein Großteil von ihnen kommt aus den Förderschulen, wo 

ca. 70 % keinen Abschluss erwerben. Damit wird das Schulsystem 
selbst zum Produzenten von Armut, die die Agenda 2030 ja gerade  

überwinden will. 

Das Nachhaltigkeitsziel SDG 10 der Agenda 2030 verlangt, dass 
soziale Ungleichheiten abgebaut werden. Das Markenzeichen des 

deutschen Schulsystems ist jedoch die immer wieder in nationalen 
und internationalen Studien festgestellte enge Kopplung von sozialer 
Herkunft und Bildungserfolg. Das System trägt zur Verfestigung von 
Bildungsungleichheit und zur grundgesetzwidrigen Vererbung von 

Bildungsarmut und Bildungsprivilegien bei. 

Das selektive, segregierte Schulsystem ist in seinen Strukturen, Funk-

tionen und Prozessen dysfunktional zu den Nachhaltigkeitszielen und 
damit auch zu BNE. 

Inklusive Bildung - Basis für BNE 
Unter den 17 Nachhaltigkeitszielen der von den Vereinten Nationen 
beschlossenen Nachhaltigkeitsagenda kommt inklusiver, auf Chancen-

gleichheit beruhender, hochwertiger Bildung als SDG 4 eine Schlüssel-
rolle zu. Die UNESCO bezeichnet inklusive Bildung als „Grundpfeiler 

einer transformativen Bildung, weswegen wir uns verpflichten, gegen 
alle Formen von Exklusion und Marginalisierung, Disparitäten und Un-

gleichheiten bei Zugang, Teilhabe und Lernergebnissen anzugehen“.

Der inklusiven Bildung werden relevante Teilziele zugeordnet. Sie soll 

bspw. sicherstellen, dass durch BNE alle Menschen bis 2030 zu zu-

kunftsfähigem Handeln befähigt werden.  Damit wird inklusive Bildung 
sowohl Grundlage und Ausgangpunkt für BNE als auch Voraussetzung 

für die Umsetzung und Realisierung aller Nachhaltigkeitsziele. BNE 
ist untrennbar an inklusive Bildung gebunden. 

Bildungspolitische Verweigerung    
Die deutsche Bildungspolitik vermittelt dieses Verständnis nicht. Die 
Bildungspolitik hat BNE nicht nur von inklusiver Bildung entkoppelt. 
Sie hat inklusive Bildung als SDG 4 unkenntlich gemacht, indem sie es 
meistens nur verkürzt als „hochwertige Bildung“ bezeichnet.  

Warum? Die Begründung liegt auf der Hand. Die Bildungspolitik 
weigert sich beharrlich, inklusive Bildung umzusetzen. Sie hat in-

klusive Bildung mit der Verabschiedung der UN-BRK lediglich an 

das selektive, segregierte Schulsystem angepasst statt es zu einem 
inklusiven, auf Chancengleichheit beruhenden und hochwertigen 
System zu transformieren. 

Die Transformationsverpflichtung ist zwar erst mit der UN-BRK völ-
kerrechtlich kodifiziert worden, besteht aber als Empfehlung an die 
Staatengemeinschaft schon in der Salamanca Resolution. „Schulen 
sollen alle Kinder, unabhängig von ihren physischen, intellektuellen, 

sozialen, emotionalen, sprachlichen und anderen Fähigkeiten 

aufnehmen“, heißt es in der 1994 auf der UNESCO Weltkonferenz 
verabschiedeten Resolution. Um dies zu realisieren, „bedarf es einer 
Pädagogik der besonderen Bedürfnisse, die davon ausgeht, dass 

menschliche Unterschiede normal sind, dass das Lernen daher an 

das Kind angepasst werden muss und sich nicht umgekehrt das Kind 

nach vorbestimmten Annahmen über das Tempo und die Art des 
Lernprozesses richten soll“. 

Das bestehende Schulsystem ist in seinen Strukturen, Funktionen 
und Prozessen nicht inklusiv. Es ist inklusionswidrig. Um BNE ihre 

volle Wirksamkeit zu geben, müssen die bestehenden Strukturen 

den Erfordernissen von inklusiver Bildung angepasst werden und 

BNE muss in inklusiven Strukturen verankert werden.   

Impulse weiterdenken!
Auch die NP stellt den Zusammenhang zwischen inklusiver Bildung 

und Bildung für nachhaltige Entwicklung nicht her. 
Es ist an der Zeit, dass Befürworter:innen von Bildung für nachhaltige 
Entwicklung sich mit Unterstützer:innen von inklusiver Bildung auf 

der wissenschaftlichen, pädagogischen und politischen Ebene treffen, 
um  gemeinsam Impulse für eine inklusive Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (IBNE) zu reflektieren und Schritte für den notwendigen 
Transformationsprozess der Schulen und des Schulsystems einzufor-
dern. Es muss verhindert werden, dass BNE auch nur an die Struk-

turen der Ungleichheit angepasst wird wie die inklusive Bildung. //   

Quellennachweise: 

BNE 2030 der UNESCO: https://www.bne-portal.de/bne/de/bundes-

weit/bne-2030/bne-2030_node.html 

Impulspapier der Nationalen PlatÚorm BNE: „Unser weiterer Weg 
zur Umsetzung von BNE 2030“, https://www.bne-portal.de/bne/sha-

reddocs/downloads/files/impulspapier-nationale-platÚorm-2023.
pdf?blob=publicationFile&v=1 
Nationales Monitoring BNE: Formale Bildung in Zeiten von Krisen  
– die Rolle von Nachhaltigkeit in Schule, Ausbildung & Hochschule. 
2022: https://www.bne-portal.de/bne/shareddocs/downloads/

publikationen/FU-Monitoring/fu-monitoring-formale-bildung-in-
zeiten-von-krisen.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Bildung für nachhaltige Entwicklung in Schulen
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Die GEW-Bundesvorsitzende

Maike Finnern

stammt aus Nordrein-Westfalen und war 
dort Landesvorsitzende.

Foto: GEW
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Bildung international

Am 24. Februar 2024 jährte sich der Krieg der russischen 
Regierung gegen die Ukraine zum zweiten Mal. Die GEW 

hat den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg klar verurteilt. Sie 
setzt ihr Engagement für die Kolleg:innen in der Ukraine sowie 
für verfolgte Gewerkschafter:innen in Russland und Belarus 
fort. Dafür bitten wir um Spenden an den Heinrich-Rodenstein-
Fonds (HRF) der GEW. 

Unterricht aus Kellern und Bunkern
Mehr als 3.400 Bildungseinrichtungen in der Ukraine wurden bereits 
durch den Krieg beschädigt. Dennoch halten die Lehrkräfte den Unter-
richt aufrecht – teilweise online. „Unsere Lehrkräfte unterrichten auch 
aus Kellern, Bunkern, U-Bahn-Stationen und zerstörten Wohnungen“, 
berichtet die ukrainischen Bildungsgewerkschaft TUESWU, mit der die 
GEW im engen Austausch steht. Insbesondere dank der zahlreichen 

Spenden an den HRF nach Kriegsbeginn konnte die GEW die humani-

täre Arbeit von TUESWU vor Ort bislang mit 35.000 Euro unterstützen. 
Die Spenden helfen auch dabei, geflüchteten Kolleg:innen aus der 
Ukraine das Ankommen in Deutschland zu erleichtern. 

Ferien vom Krieg
In Kooperation mit TUESWU und der Jugendorganisation „Die Falken“ 
konnte die GEW über dreißig Jugendlichen aus der Ukraine „Ferien 

vom Krieg“ ermöglichen. Drei Zeltlager wurden bereits in Berlin 

(2022), Franken und auf Föhr (2023) für die Kinder von Gewerk-

schaftsmitgliedern aus der Ukraine durchgeführt. Mit den Jugend-

lichen werden vor Ort gemeinsame Freizeitaktivitäten organisiert. In 
einem Schreiben an die GEW bedankte sich der TUESWU-Vorsitzende, 

Georgiy Trukhanov für die solidarische Unterstützung in den schwie-

rigen Zeiten des Krieges, „in der die Kinder jeden Tag Fliegeralarm 

und Explosionen hören.“ Die Zeltlager leisteten einen Beitrag zu deren 

Gesundheit. „Während ihres Aufenthalts in den Sommercamps hatten 
unsere Kinder die Möglichkeit, den Alltagssorgen zu entfliehen.“ Die 
gemeinsamen Camps sollen auch zukünftig fortgeführt werden.

Russland: Verfolgung von Kriegsgegner:innen
„Wir sind solidarisch mit den Menschen in Russland und Belarus, die 

den Mut aufbringen, offen gegen den Krieg zu protestieren oder sich 
als Lehrkräfte und Wissenschaftler:innen der Propaganda einer ‚mili-
tärischen Sonderoperation‘ widersetzen“, heißt es in der Resolution 
des GEW-Gewerkschaftstags 2022. In Russland hatten zu Kriegsbeginn 
mehr als 5.000 Lehrkräfte eine Petition gegen den Ukraine-Krieg un-

terzeichnet. Die GEW unterstützt verfolgte Kolleg:innen, die wegen 

ihres Engagements aus Russland flüchten müssen. Sie steht zudem 
im Austausch mit der unabhängigen Bildungsgewerkschaft Uchitel‘, 
die für die Rechte der Lehrkräfte in Russland eintritt.

Belarus: Haftstrafen für Gewerkschafter:innen
In Belarus wurden die unabhängigen Gewerkschaften 2022 zer-
schlagen, weil sie sich für die Rechte der Beschäftigten, für De-

mokratie und gegen den Krieg engagiert hatten. Viele führende 
Gewerkschaftsvertreter:innen wurden bereits zu mehrjährigen 

Haftstrafen verurteilt. Gemeinsam mit dem DGB, dem Internationalen 
Gewerkschaftsbund und der Exilorganisation Solidarnast setzt sich 
die GEW weiterhin für ihre Freilassung ein.

Der Austausch und die gewerkschaftliche Solidarität mit unseren 
Kolleg:innen in der Ukraine sowie mit den in Russland und Belarus 

verfolgten Gewerkschafter:innen bleiben auch zukünftig eine wichtige 
Aufgabe, die über eine Spende an den Heinrich-Rodenstein-Fonds 

der GEW unterstützt werden kann. //

  Maike Finnern, Vorsitzende der GEW
  Carmen Ludwig, Referentin für Internationales der GEW

Infos:
Heinrich-Rodenstein-Fonds www.gew.de/heinrich-rodenstein-fonds
GEW-Seite Internationales www.gew.de/internationales
GEW-Newsletter Internationales www.gew.de/internationales/
newsletter-international/

von Maike Finnern und Carmen Ludwig

Gewerkschaftliche Solidarität in Zeiten des Krieges 
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Neu- 

rentner:innen 

2022

durchschnittl. 
Rente

durchschnittl. 
Eintrittsalter

durchschnittl. 
Erwerbsmin- 

derungsrente

durchschnittl. 
Eintrittsalter

Frauen 832 € 64,3 Jahre 895 € 54,2 Jahre
Männer 1307 € 64,3 Jahre 1052 € 54,6 Jahre

Alter in Jahren Anteil sozialversicherungspflichtig beschäftigt
60 52 %
62 45 %
64 21 %
65 14 %

Diagnosen Männer Frauen

Psychische Erkrankungen 38,4% 49,4%
Neubildungen 13,2% 13,4%
Skelett/Muskeln 10.9% 11,7%
Herz/Kreislauf 12,2% 5,1%
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Gesellschaft

Der DGB Rheinland-Pfalz/Saarland hat für Rheinland-Pfalz wieder einen Rentenreport erarbeitet.
Hier die wichtigsten Ergebnisse:

Die Regelrentengrenze liegt für den Geburtsjahrgang 1956 bei der Vollendung des 65. Lebensjahres + 10 Monate und für den 
Geburtsjahrgang 1957 bei 65 Jahre + 11 Monate.

Im rentennahen Alter nimmt der Anteil eines Jahrgangs ab, der noch sozialversicherungspflichtig beschäftigt ist. In 2021:

Das durchschnittliche Eintrittsalter in die Erwerbsminderungsrente deutet darauf hin, dass der präventive Arbeits- und Gesund-

heitsschutz bei der beruflichen Arbeit nur unzureichend wahrgenommen wird. Die Instrumente der Gesundheits- und Arbeits-

schutz-Prävention müssen deutlich ausgebaut und eingesetzt werden, um gute Arbeitsbedingungen für gesunde Beschäftigte zu 
schaffen. Dazu ist eine bedarfs- und einzelfallorientierte Rehabilitation zu ermöglichen.

Die Hauptdiagnosen für die Zugänge in die Erwerbsminderungsrente waren anteilig in 2022:

Es gilt die Arbeitsbedingungen präventiv und gesundheitsfördernd zu verbessern und hierbei die psychischen Belastungen stärker 
in den Blick zu nehmen. Mit guter Arbeit bei guten Löhnen soll eine gute Rente erreichbar werden können, alternsgerechte Ar-

beitsbedingungen sollten selbstverständlich werden.

Es gibt große regionale Unterschiede: 2022 wurde die niedrigste Durchschnittsrente im Eifelkreis Bitburg-Prüm mit 898 € bezogen. 
Die höchste Durchschnittsrente mit 1.219 € wurde im Rhein-Pfalz-Kreis bezogen.

Auch bei den Geschlechtern zeigen sich erhebliche regionale Unterschiede: 

Der Neurentner im Rhein-Pfalz-Kreis erhielt durchschnittlich 1.522 €, während beim Schlusslicht Trier 1.041 € ausgewiesen werden.
Die Neurentnerin erreicht mit 971 € die höchste durchschnittliche Rente in Mainz, während beim Schlusslicht Eifelkreis Bitburg-
Prüm mit 747 € die durchschnittliche Rente verzeichnet wird.

Die Armutsgefährdungsgrenze lag 2021 in Rheinland-Pfalz bei 1.146 €. 20,1 % der Rentner:innen erhielten eine Rente unterhalb 
dieser Grenze.

d.r.

Rentenreport 2023
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Recht

Rechtsfragen aus dem pädagogischen Berufsalltag  

Mehrarbeit

Bei uns ist eine Lehrkraft für längere Zeit arbeitsunfähig. Um einen 
Teil ihrer Unterrichtsverpflichtung aufzufangen, hat die Schulleitung 
mich als Vollzeitbeschäftigten gefragt, ob ich bereit bin, eine im 
Voraus im Dienstplan festgelegte Fachstunde in der Klasse … als 
Mehrarbeit zu übernehmen. Ich habe zugesagt und unterrichte in 
der Unterrichtswoche eine Mehrarbeitsstunde. Durch Unterrichts-

ausfall in einer Klasse fiel bei mir in diesen Monat eine Stunde weg 
und ich konnte mit meiner Zustimmung die Schule eine Stunde früher 
verlassen. Ein Kollege meinte, ich hätte so im Monat nur noch drei 
Mehrarbeitsstunden und diese würden, weil ich den Schwellenwert 
wegen der ausgefallenen Stunde nicht überschritten hatte, nicht 
ausgeglichen. Ist das wirklich so?

Alle im Voraus angeordneten Mehrarbeitsstunden sind auszuglei-

chen, und sollte ein Ausgleich aus zwingenden dienstlichen Gründen 

innerhalb eines Jahres nicht möglich sein, dann werden die Stunden 

nach der Landesmehrarbeitsvergütungsverordnung bezahlt. Am 

besten dokumentierst du die angeordneten Mehrarbeitsstunden und 
zusätzlich die Ausgleichsstunden. Deiner Schilderung entnehme ich, 

dass du eine Ausgleichsstunde mit deiner Zustimmung erhalten hast.
Der Kollege, der dich angesprochen hat, hat noch das „Märchen“ 

im Kopf, dass die Schulleitung von jedem Vollzeitbeschäftigten 

im Monat drei zusätz-

liche Stunden verlan-

gen kann, ohne sich 

um einen Ausgleich 

kümmern zu müssen.

Grundsätzlich gilt, jede 

zusätzlich zu haltende 

Stunde ist durch Frei-

zeit, durch Dienstbefrei-

ung auszugleichen. Und 

in deinem speziellen 

Fall ist die im Voraus 

angeordnete Mehrar-

beit zu bezahlen, wenn 

aus zwingenden dienst-

lichen Gründen ein Aus-

gleich nicht möglich ist.

Kinderzuschläge

Durch meine drei Kinder habe ich mich als beamtete Lehrkraft zeit-
weise beurlauben lassen und danach aus familiären Gründen Teilzeit 
gearbeitet. Zurzeit arbeitete ich in Vollzeit. Ich stelle mir aber wegen 
der hohen dienstlichen Belastungen und Anforderungen vor, für die 
letzten fünf Jahre vor meiner Regelaltersgrenze wieder in Teilzeit zu 
arbeiten. Werden die Kinder bei meinen späteren Versorgungsbe-

zügen berücksichtigt?

Wenn die Pensionierung ansteht, werden die ruhegehaltsfähigen 

Dienstzeiten zusammengestellt. Aus der Summe der ruhegehaltsfä-

higen Dienstjahre wird mit dem Faktor 1,79375 der Ruhegehaltssatz 
errechnet. Aus dem Geldbetrag deiner Besoldungsgruppe und  -stufe 

werden mit Hilfe des Ruhegehaltssatzes die Versorgungsbezüge 

ermittelt. Wenn es eine neue Besoldungstabelle gibt, wird der dann 
geltende Geldbetrag für die Berechnung herangezogen. Insofern 

nimmt auch die Versorgungsempfänger:innen an den Besoldungs-

erhöhungen teil. Dieser Bescheid ist von dir gründlich zu prüfen. Wir 

können dich dabei unterstützen.

In einem zweiten Schritt will das Landesamt für Finanzen von dir eine 
Erklärung haben, wer für welches Kind überwiegend die Betreuung 

wahrgenommen hat. Auf der Grundlage dieser Erklärung wird der Kin-

dererziehungszuschlag und der Kindererziehungsergänzungszuschlag 

errechnet. Stehen dir die Zuschläge zu, wird der Versorgungsbezug 

erhöht. Die Erhöhung geht dir dann steuerfrei zu.

Mitarbeitergespräche

Uns wurde bei der letzten Dienstbesprechung durch die Schulleitung 
mitgeteilt, dass sie ab dem kommenden Schuljahr mit jeder Lehrkraft 
ein Mitarbeitergespräch führen werde. Gibt es eine Vorschrift, die 
die Schulleitung verpflichtet, dies zu tun?

Im rheinland-pfälzischen 

Schulrecht gibt es keine 

Verwaltungsvorschrift, die 

die Schulleitung verpflich-

tet, beispielsweise einmal 

jährlich mit der Lehrkraft 

ein Mitarbeitergespräch zu 

führen. In diesem Zusam-

menhang fehlen notwen-

dige Festlegungen über den 

Zweck, die Bedeutung, die 

Inhalte und die Rahmenbe-

dingungen für ein solches 

Gespräch.

Ansonsten weise ich darauf 

hin: § 25 Schulgesetz legt 
fest, dass die Lehrkräfte den 
Unterricht und die Erzie-

hung der Schüler:innen frei und in eigener pädagogischer Verantwor-

tung gestalten im Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und der Beschlüsse der Konferenzen. Über wichtige Fragen der 
Erziehungs- und Bildungsarbeit ist in Konferenzen zu beraten und 

zu beschließen.

Soweit es um die Ordnung in der Dienststelle und um das Verhalten 

der Lehrkräfte geht, ist der örtliche Personalrat in der Mitbestimmung 

von Dieter Roß und Lena Schmoranzer
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RechtRecht Recht

(§ 80 LPersVG). Will die Schulleitung dienstliche Gespräche führen, 
ist § 69 Abs. 7 und 8 LPersVG streng zu beachten.

Schülerfirma

Bei uns an der Schule gibt es Überlegungen, eine Schülerfirma zu 
gründen, die Produkte herstellt, die verkauft werden. Es sollen 
Umsätze getätigt und Gewinne erwirtschaftet werden. Letztere sollen 
reinvestiert und Überschüsse für schulische Vorhaben verwendet 
werden. Gibt es eine diesbezügliche Arbeitshilfe des Bildungsmini-
steriums?

Eine solche Arbeitshilfe ist mir nicht bekannt. Da die Firma Umsätze 

und Gewinne machen will, rate ich, sich ausführlich mit dem örtlich 

zuständigen Finanzamt zu besprechen und die steuerrechtlichen 

Aspekte zu klären.

Aber das rheinland-pfälzische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau stellt auch Informationen zu Schüler-
firmen bereit.

Nochmals Mehrarbeit

Wir haben einen neuen Studiendirektor bekommen, der für den 
Vertretungsplan zuständig ist. Er trägt zur Verunsicherung bezüg-

lich Mehrarbeit und Mehrleistung/Zuvielarbeit bei. Ich frage dich 
nochmal nach Mehrarbeit.

Nach der VV „Mehrarbeit im Schuldienst“, die § 73 Abs. 2 Landes-

beamtengesetz als Grundlage hat, darf Mehrarbeit nur angeordnet 

oder genehmigt werden, wenn zwingende dienstliche Belange dies 

erfordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle erstreckt. Das 

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz hat dazu ausgeführt, dass 

eine Dringlichkeit gegeben sein müsse, die auf unvorhersehbaren 

Umständen beruht. Es muss eine Situation vorliegen, auf die nur mit 
der Anordnung von Mehrarbeit reagiert werden kann.

Ich schlage vor, sprecht unter Nutzung der Arbeitshilfe „Arbeitszeit, 

Lehrkräfte-Arbeitszeit, Mehrarbeit, Vertretungskonzept“ in einer 
gemeinsamen Sitzung mit der Schulleitung unter Hinzuziehung des 

Studiendirektors die Gesamtsituation durch, damit eine rechtskon-

forme Praxis Realität wird. Ich weise auch auf 2.1.4 DO-Schulen hin, 
wonach die Schulleitung für ein Vertretungskonzept zu sorgen hat; 

das Vertretungskonzept unterliegt der Mitbestimmung des örtlichen 

Personalrats. Er kann Beauftragte der in der Dienststelle vertretenen 
Gewerkschaft hinzuziehen.

Neuigkeiten zur Eingruppierung von Sozialassistentinnen 

Ich bin als Sozialassistentin in einer kommunalen Einrichtung tätig 
und bin aktuell in der Entgeltgruppe S3 eingruppiert. Eigentlich 

mache ich dasselbe wie die Erzieherinnen bei uns, habe aber eben 
keine Ausbildung. Ich habe mich mit einer Freundin ausgetauscht, die 
als Sozialassistentin bei der Nachbarverbandsgemeinde angestellt 
und dort in die S4 eingruppiert ist. Bin ich zu niedrig eingruppiert? 

Ein neues Rundschreiben des Landesamtes für Soziales, Jugend und 

Versorgung stellt hier klar: Wenn Sozialassistentinnen oder Kinder-
pflegerinnen überwiegend mit Erzieherinnentätigkeiten betraut 
sind, dann sind sie in der Entgeltgruppe S4 Fallgruppe 3 richtig 
eingruppiert. In der Entgeltordnung für den Sozial- und Erziehungs-

dienst im Bereich der kommunalen Arbeitgeber ist die Fallgruppe 3 

wie folgt definiert: „Beschäftigte in der Tätigkeit von Erzieherinnen/
Erziehern, Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspflegern oder 
Heilerzieherinnen/Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung“. Für 
die Eingruppierung ist maßgebend, dass die Erzieherinnentätigkeit 
überwiegend ausgeübt wird und dass die Übertragung dieser Tätigkeit 
durch den Arbeitgeber erfolgt ist. Es muss eine aktuelle Arbeitsplatz-

beschreibung vorliegen, aus der hervorgeht, dass die Gesamttätigkeit 
überwiegend durch die Erzieherinnentätigkeit geprägt ist.

Dann hat der Arbeitgeber auch sicher keine Probleme mit der Re-

finanzierung. Wenn das oben Genannte bei dir zutrifÚ, empfehlen 
wir dir, die höhere Eingruppierung schriftlich bei deinem Arbeitgeber 
geltend zu machen. 

Neuigkeiten zur Zahlung der Praxisanleitungszulage

Ich bin Erzieherin in einer kommunalen Kita und versuche seit dem 
vorletzten Tarifabschluss die Praxisanleiterzulage ausbezahlt zu be-

kommen. Ich erfülle die tariflichen Voraussetzungen, diese Ansicht 
vertritt auch unser Personalrat. Trotzdem argumentiert der Arbeit-
geber, dass ich sie nicht erfülle, da ich doch gar nicht so viel mit der 
Praxisanleitung beschäftigt sein könne wie es tariflich vorausgesetzt 
wird, um die Zulage ausgezahlt zu bekommen.

Tatsächlich gibt es hier Neuigkeiten, die das Landesamt für Soziales, 

Jugend und Versorgung in einem neuen Rundschreiben veröffentlicht 
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hat. Praxisanleitungen steht eine Zulage von 70,00 € im Monat zu. 
Voraussetzung ist, dass die Praxisanleitung als pädagogische Fachkraft 
mit entsprechender Anleitungsqualifikation vom Träger für diese 
Tätigkeit bestellt ist. Im Tariftext ist von „mit einem zeitlichen Anteil 
von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit“ die Rede. Dem 
Rundschreiben des Landesamtes ist nun eindeutig zu entnehmen, 
dass im Regelfall die Praxisanleitungszulage refinanziert wird, da von 
einem Gesamtanteil von 15% auszugehen ist. Gelegentlich wurde die 
Praxisanleitungszulage mit der Begründung abgelehnt, es würde für 

Praxisanleitung nur eine Stunde in der Woche zur Verfügung stehen 

und hiermit wären die 15% der Gesamtarbeitszeit nicht erfüllt. Das 
Landesamt stellt mit seinem Rundschreiben klar: Alle tatsächlich mit 

der Praxisanleitung verbrachten Zeiten zählen, also auch die Beglei-

tung im Kita-Alltag und Vor- und Nachbereitungszeiten. Damit steht 

aus unserer Sicht einer flächendeckenden Auszahlung der Praxisan-

leitungszulage nichts mehr im Wege, da die Refinanzierung eindeutig 
geklärt ist. Die Auslegung durch das Landesamt ist großzügig und 

eröffnet Spielräume. Wir würden euch raten, mit dieser Information 
noch einmal an den Träger heranzutreten und euch andernfalls bei 

uns zu melden.

Teilnahme am BEM-Gespräch

Ich bin im öffentlichen Dienst angestellt und war im letzten Jahr ins-

gesamt 51 Tage erkrankt, Teile davon aber kindskrank. Jetzt hat mein 
Arbeitgeber mich zum BEM-Gespräch eingeladen. Ich bin deshalb 
ehrlich gesagt verunsichert und will daran nicht teilnehmen. Zählen 
Tage, die ich kindskrank bin, hier auch mit in die Krankheitstage 

hinein, die zum BEM-Gespräch führen? Muss ich den Gesprächs-
termin wahrnehmen 

oder kann ich das auch 

ablehnen? 

Häufig führt die Ein-

ladung zum BEM-Ge-

spräch zur Verunsiche-

rung, das ist eigentlich 

schade. Die Teilnahme 

am BEM-Gespräch ist 

für die Beschäftigten 

tatsächlich freiwillig, 

in den meisten Fällen 

würden wir aber zur 

Teilnahme raten. Das 

Betriebliche Einglie-

derungsmanagement, 

kurz BEM, hat das Ziel, 

als präventive Maß-

nahme zum Gesund-

heitsschutz und zur 

Arbeitsplatzsicherheit 

beizutragen. Das BEM-Gespräch, einer der Bestandteile des BEM-

Verfahrens, kann dabei als ergebnisoffenes Gespräch über die eigenen 
Ressourcen und die Arbeitsfähigkeit ausgestaltet werden. Es kann 

ausgelotet werden, inwiefern etwas an den Arbeitsbedingungen ver-

ändert werden sollte, um z.B. die Arbeitsfähigkeit aufrecht zu erhal-

ten. Um die konkrete Diagnose muss es dabei nicht gehen. In einem 

BEM-Gespräch kann es außerdem nicht um eine Abmahnung oder 

Kündigung gehen. Ein gut etabliertes und transparentes BEM kann, 

gerade bei einem vertrauensvollen Verhältnis, wirklich förderlich sein. 

Gesetzlich verankert ist es im §167 SGB IX. Daraus geht auch hervor, 
dass es die Pflicht des Arbeitgebers ist, das BEM-Verfahren einzuleiten 
und damit zum BEM-Gespräch einzuladen, wenn eine Kollegin mehr 

als 6 Wochen arbeitsunfähig ist. Außerdem wird auch klar benannt, 
dass es um die eigene Arbeitsunfähigkeit geht. Tage an denen man 

„kindskrank“ nach §45 SGB X ist und nicht selbst arbeitsunfähig ist, 
zählen hier nicht mit hinein. Außerdem kann die Beschäftigte nach 
§167 SGB IX eine Vertrauensperson zum BEM-Gespräch hinzuziehen 
– vielleicht kann auch das die Verunsicherung mindern. //

Recht
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Kreis und Region

A ktiv beteiligte sich die GEW Rhein-Lahn Mitte Februar an der 
Kundgebung im Rhein-Lahn-Kreis in Nastätten gegen Rechts-

extremismus. „Das Eintreten für die Menschenrechte und die Grund-

rechte unserer Verfassung gehört zu unserer gewerkschaftlichen DNA 
und so erheben wir unsere Stimme gegen Hass, Diskriminierung, 
Aussonderung, völkisches und rassistisches Gedankengut, Abschiebe-

planungen von Migrant:innen“, so die versammelten GEW-Mitglieder.

Yvonne Schulski, Mitglied des GEW-Kreisvorsitzenden-Teams und 

DGB-Kreisvorsitzende, analysierte in ihrer Rede vor ca. 1.500 
Teilnehmer:innen die AfD-Programmatik für die Arbeitnehmer:innen, 
die Frauen und die Schüler:innen und erteilte klare Absagen. Gute 

Löhne, sichere Arbeit, bezahlbare Wohnungen, gute Bildung und 

Sicherheit im Alter – das sind zentrale Eckpfeiler für ein sicheres und 

planbares Leben. Ein finanziell gut aufgestellter Sozialstaat und auch 
Gewerkschaften, die die Interessen der Beschäftigten durchsetzen, 
sind dafür Voraussetzung. Von der AfD haben die Menschen jedoch 

in all diesen Bereichen nichts zu erwarten.

 

Wir kämpfen deshalb als Gewerkschaften weiter für Vielfalt und 
soziale Gerechtigkeit und verteidigen mit aller Macht unsere frei-
heitlich-demokratische Grundordnung. //

d.r.

Kreis Rhein-Lahn

Aktiv gegen Rechtsextremismus, für Menschenrechte
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H ans-Peter de Lorents jüngste Biografie widmet sich Dieter 
Wunder, der in Hamburg maßgeblich an der Entwicklung 

der Gesamtschulen beteiligt war. Von 1972 bis 1975 war er GEW-
Vorsitzender in Hamburg und von 1981 bis 1997 Vorsitzender 
auf Bundesebene.

Hans-Peter de Lorent hat mit seinen Biografien über Erich Frister und 
Dieter Wunder zwei außergewöhnliche Persönlichkeiten beschrie-

ben, die beide je ein Glücksfall für die Entwicklung der GEW und der 

Bildungspolitik der Bundesrepublik bedeuten. Für Pädagog:innen ist 
besonders interessant nachzulesen, wie beide sich im Ausgang von 

einer völlig unterschiedlichen sozialen Situation zu GEW-Vorsitzenden 
entwickelten. Frister hatte schwierigste Ausgangsbedingungen als 
Adoptivkind in einer Pflegefamilie mit einem unsteten Stiefvater, 
dagegen waren die Lebensbedingungen Wunders in der Kindheit und 

Jugend unvergleichbar günstiger für seinen Lebensweg. Wie Wunder 
dennoch den Weg in die Gewerkschaftsbewegung gefunden hat, 
beschreibt de Lorent in dieser sehr lesenswerten Biografie ganz an-

schaulich. Wunders Familie stand in der Tradition herausgehobenen 
Bildungsbürgertums. Wunders Vater war Doktor der Philosophie, 

seine Mutter Lehrerin, seine Vorfahren überwiegend im Bildungs-

bereich, teilweise als Schulleiter oder Schulräte wirkend. Schon früh 

war für Dieter Wunder klar, dass er dem Selbstverständnis der Fami-

lientradition folgend, in Philosophie promovieren würde. Er wollte 
eigentlich zunächst als Wissenschaftler forschen, entschied sich dann 
aber zum Lehrerberuf, weil ihm die damaligen Arbeitsbedingungen 

für die Forschung nicht zusagten.

Facettenreiche Würdigung von Dieter Wunder
De Lorent hat mit einem sehr großen Aufwand über 40 Zeitzeugen 
befragt, eine umfangreiche Literatur, auch Zeitungsartikel und nicht 
zuletzt Beurteilungen aus der Personalakte zur Beschreibung und 

Würdigung Wunders herangezogen. Das Ergebnis ist eine facetten-

reiche Würdigung Wunders: eine Biografie im besten Sinne, mit viel 
Rücksicht auf Details, sehr genau und äußerst sorgfältig! Der umfas-

sende Blick auf Dieters gewerkschaftlichen Weg, die ausführliche 
Befragung seiner gewerkschaftlichen Weggefährten und die nicht 
weniger bedeutsamen Gespräche mit Dieter selbst sind beispiel-

haft für eine gelungene Biografie. De Lorent gliedert die berufliche 
Entwicklung Wunders nachvollziehbar in zwei größere Abschnitte: 
sein Wirken als Lehrer, Schulreformer und Schulleiter an der ersten 

neu gegründeten Gesamtschule in Hamburg und seine Arbeit als 

Gewerkschaftsvorsitzender auf Landes- und Bundesebene. Aus den 
vielen Dokumenten filtert de Lorent eine wichtige Äußerung Wunders 
heraus, die auf den Vorabend der krisenhaften Entwicklung der GEW 
Hamburg zwischen den Jahren 1971 und 1976 hindeutet: »Reform-

politische und fundamentalistische Politik führen tendenziell immer 
wieder zu Meinungsverschiedenheiten über die einzuschlagende 

GEW-Politik. Im Sinne der Reformpolitik der GEW ist eine langfristige 
Mobilisierung der Mitglieder notwendig; nur mit Hilfe einer sehr 

aktiven GEW lässt sich die beständige Bedrohung des Reformpro-

zesses abwehren. Die radikale Ablehnung jeder Kompromisspolitik, 
das Sich-Nicht-Einlassen auf die politische Realität, die Verachtung 
der Pragmatiker, also derer, die Realität tatsächlich verändern, ent-
spricht der romantischen politischen Tradition Deutschlands. Sollte 
sich solche Politik tatsächlich durchsetzen, so ist vorauszusehen, dass 
die Linke in Deutschland wieder einmal – wie schon 1918/1919 – vor 
ihrer historischen Aufgabe, die Gesellschaft dauerhaft zu reformieren, 
versagen wird.«

Zwischen Strömungen vermittelt
Ganz so dramatisch sollte es nicht kommen. Bis 1975 gelang es 
Wunder immer wieder, zwischen den oben bezeichneten Strömungen 

zu vermitteln, aber der Druck auf die bisherige Politik der GEW-
Funktionäre nahm ständig zu, auch durch die von der 68er-Bewegung 
beeinflussten neu eingestellten Lehrkräfte. Die Jüngeren wollten 
aus der Beharrungspolitik hinaus. Es war auch ein Generationen-

problem, verbunden mit der Verdrängung der bisher ehrenamtlich 

arbeitenden Funktionäre aus lieb gewonnenen Funktionen in den 
Wahlversammlungen – aber das generelle Problem ging tiefer. Die 
typische Bemerkung »Aber man muss auch die Behörde verstehen!« 
zog in der Lehrerschaft nicht mehr. Wunder stellt es selbst so dar, 
dass er von dieser Gruppe zum Landesvorsitzenden vorgeschlagen 

und gewählt wurde und nun zunehmend unter Loyalitätsdruck geriet. 

Der bisherige Funktionärskörper hatte in der Vergangenheit durchaus 
größere Erfolge in der Personalvertretung erreicht, insbesondere, 

wenn es um Hilfen oder Konflikt-Moderationen in vielen Einzelfällen 
ging. Es gab sogar in der Gruppenvertretung einen Erfolg, nämlich die 

Ferienarbeit von Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen trickreich 

zu verhindern. So war ich persönlich Zeuge, als ein aufgebrachter 

Senator der Personalratsvorsitzenden zurief: »Nochmal linken Sie 

mich nicht!« Im Rahmen einer einvernehmlichen Verständigungspo-

litik war es auch gelungen, die Grundschullehrkräfte generell höher 
zu besolden, nach A13. Die linken Kräfte aber wollten nun dickere 
Bretter bohren: eine Arbeitszeitsenkung für alle Lehrkräfte und vor 
allem die grundlegende strukturelle Veränderung von Schule, hin 

zu einer einheitlichen demokratischen Förder- und Leistungsschu-

le, damit verbunden die generelle Abschaffung der Hauptschule, 
der Realschule, der Gymnasien und der meisten Förderschulen im 

Rahmen einer umfassenden Inklusion. Das sollte notfalls auch mittels 
Streikmaßnahmen durchgesetzt werden..

Durch intelligente und teilweise auch beschwichtigende 
Reden und Schriften die Wogen geglättet
Der Name Wunder war mit der Gründung der ersten Gesamtschule in 

Hamburg eng verbunden. Er arbeitete selbst in der Kommission aktiv 
für die Einrichtung der neu zu gründenden Gesamtschule Mümmel-

mannsberg mit. Für dieses neue Schulwesen wurde auch zusätzliches 

Personal erforderlich und entsprechend eingeworben. Dadurch stieg 
das Konfliktpotential mit Senat, Bürgerschaft, Behörde und den Ver-
tretern der althergebrachten GEW-Politik. Wunder gelang es immer 
wieder, durch intelligente und teilweise auch beschwichtigende 

Biografie über Dr. Dieter Wunder

Ein gestaltender Bildungspolitiker in bewegten Zeiten  
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Einen Tag nach dem Gewerkschaftstag im Oktober 1981, an dem Dieter Wunder (in der Mitte) für 16 Jahre Bundesvorsitzender der GEW wurde, 
gibt er Hans-Peter de Lorent (damaliger hlz-Schriftleiter, links)) und Gerhard Lein (damaliger Pressesprecher der GEW Hamburg) ein langes 
Interview. 

Foto: hlz Hamburg
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Reden und Schriften die Wogen zu glätten und einen die Gewerk-

schaft spaltenden Konflikt über Jahre zu verhindern – aber schon in 
seiner letzten Zeit als GEW-Vorsitzender in Hamburg musste er immer 

wieder leichte Dammbrüche mit rhetorischen Sandsäcken abdichten. 

Es wurde richtig ungemütlich, als die Traditionalisten eine eigene, 
gegen die GEW gerichtete Personalratswahlliste vorlegten und Vorbe-

reitungen zur Gewerkschaftsspaltung auf den Weg brachten. Es gab 
nun doch den Dammbruch am Ende von Wunders Zeit als Hambur-

ger GEW-Vorsitzender. Dem Geschick seiner Nachfolger Lemke und 

Daschner ist es zu ver-

danken, dass eine Spal-

tung verhindert wer- 

den konnte und ledig- 

lich eine nach und nach 

bedeutungslose Ab- 

spaltung, klein und ohne 

politische Wirkung, ent- 
stand, die sog. Alter-

native (Spötter sagten: 
»Die Alte Naive«).

Erich Frister dankte 

Dieter Wunder 1975 
für sein Durchhalte- 

vermögen bei der Um-

wandlung der basisbe-

stimmten Hauptver-

sammlung zur Dele-

giertenversammlung 

(S. 74). Das muss man 
vor dem Hintergrund 

d e s  i n n e rg e we r k-

schaftl ichen Struk-

turwandels und der 

politischen Auseinan-

dersetzungen dieses 

Jahrzehnts verstehen: 

Damals kamen in der 

Hauptversammlung von ca. 9000 Mitgliedern 4500 Kolleg:innen zur 
Beratung und Beschlussfassung zusammen, im April 1973 gab es für 
jeden Tagesordnungspunkt bis zu 90 Wortmeldungen – es musste also 
eine Strukturveränderung herbeigeführt werden, aber zunächst kam 

eine Zweidrittelmehrheit für eine Umstellung auf eine Delegiertenver-
tretung nicht zustande, auch weil die anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder auf ihre eigene künftige Beteiligung verzichten mussten. 
Nahezu 2 ½ Jahre dauerte es, bis eine Zweidrittelmehrheit erreicht 
werden konnte, eine ungeheuer zeitaufwendige Kraftanstrengung 
Wunders und einiger Kollegen, die ihm im Amt folgten. Parallel zu 

dieser Zeit und diesen Vorgängen hatte die aufgescheuchte Politik 
in eine alte Trickkiste vergangener Zeiten gegriffen und eine gegen 
Kritiker:innen gerichtete Berufsverbotspolitik beschlossen sowie 
(auch in Hamburg) SPD-Mitglieder aus der Partei ausgeschlossen, 

die sich für eine andere Wirtschaftspolitik wie beispielsweise eine 
bessere Finanzierung des Bildungswesens einsetzten. Die Anzahl 

der Betroffenen war im Rückblick eher gering, es ging wohl mit 
beiden (abgestimmten) Maßnahmen um eine Einschüchterung aller 
Beschäftigten – denn konkrete Belege für Fehlverhalten gab es in 
keinem einzigen Fall. In Bayern waren die Hauptbetroffenen GEW- 
und SPD-Mitglieder. Die drastische Abgrenzungspolitik zu neuen 
linken Strömungen erreichte nun auch eine irritierte Führung im 
DGB-Vorstand. Eine vom DGB ängstlich beschlossene Unvereinbarkeit 

der Mitgliedschaft in bestimmten ›kommunistischen‹ Gruppen führte 
nachfolgend auch in Hamburg zum Ausschluss einiger Mitglieder. 

De Lorent beurteilt kritisch, dass zumeist eine Einzelfallprüfung von 
Wunder nicht angeregt wurde. Das war nach Beschlusslage des DGB 

auch nicht vorgesehen, die Beschlusslage war hier viel rigider als 

bei den Berufsverboten der Behörden. Als dann im Januar 1975 der 
Erste Bürgermeister Hans-Ulrich Klose drastische Sparmaßnahmen 
verkündete und die ungeheure Anzahl von 765 Lehrerstellen strich, 
war das die letzte Rechtfertigung der GEW für eine tendenzielle 
›Fundamental-Opposition‹ und setzte die abgespaltene ›Alternative‹ 
schwer unter Druck. Mehrere Jahrgänge der frisch ausgebildeten 

Lehrkräfte wurden ohne Vorwarnung nicht eingestellt, Absolventen 
mit befriedigenden Examensnoten mussten sich nach einer Berufs-

alternative umsehen und taten es auch, die meisten kamen nie ins 
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Lehramt. Durch äußere Einflüsse nach innen gestärkt, erneuerte sich 
die GEW und wurde kämpferisch auf allen Ebenen – einschließlich 

der Personalräte, die ab 1977, als es wieder einige Einstellungen 
geben sollte, sehr schlecht bezahlte befristete Lehraufträge und 2/3 
-Verträge pauschal ablehnten. 

Viel Arbeit für den 1981 neu gewählten Bundesvorsitzenden Dieter 
Wunder, die de Lorent nach Themen und Schwerpunktsetzungen 

beleuchtet. Dabei verlässt sich de Lorent auf die Beschreibungen 

Wunders selbst, der seine Arbeit auf dem Höhepunkt der Friedens-

bewegung beginnt und eine allseitige Abrüstungspolitik in Ost und 
West fordert. Wunder sieht danach bereits in den 80er Jahren die 
Bedeutung der Umweltschutzbewegungen. Die rigide Haushalts- und 

Wirtschaftspolitik des Bundes und der Länder sah er als Angriff auf 
die Sozial- und Bildungspolitik, so dass die Gewerkschaften diese 
Politik nicht mittragen würden.

Gesamtschule Zielvorstellung

Wunder forderte die Wiederaufnahme der Bildungsreform, die ins 

Stocken geraten war, und stellte für die GEW fest: »Die Gesamtschu-

le ist und bleibt die Zielvorstellung unserer Bildungspolitik«. Der 
besonderen Schwierigkeiten, diese Zielsetzung zu erreichen, war 

er sich stets bewusst. Heute kann man grob zusammenfassen, dass 

sich aus der traditionellen unsozialen und im Kern undemokratischen 
Dreizügigkeit des Schulwesens eine Zweizügigkeit herauskristallisiert 

hat, die es den Gesamtschulen nicht gerade leicht macht, sich als 

alleinige Schule durchzusetzen. Es weitet aber auch den Blick dafür, 

welche Zeiträume und Anstrengungen für diese Zielsetzung erfor-

derlich sind. Wunder ließ sich nicht entmutigen und vertraute auf 
die Macht und Wirkung guter Argumente und empirischer Untersu-

chungen. Deshalb forderte Wunder auch intensive Funktionärs- und 
Personalräteschulungen, um die Bildungspolitik voranzubringen (S. 
159). Bei dem um einige Monate vorgezogenen Rückzug von Erich 
Frister erklärte Wunder: In der Nachbesinnung müsste uns eigentlich 

deutlich geworden sein, »dass die Art und Weise, wie wir miteinan-

der umgehen und wie wir mit unserem bisherigen Vorsitzenden 

umgehen, nicht die Form ist, die man sich von Pädagogen wünscht« 

(S. 153). Wunder kannte seine Gewerkschaft, wie an anderer Stelle 
von ihm angedeutet wurde: »Die GEW ist und bleibt eine von internen 

Spannungen geprägte Gewerkschaft.« 

Lesenswerter Kommentar zur 
zeitgenössischen Geschichte der GEW 
Das sind geradezu prophetische Bemerkungen, wenn man an den 
Umgang der Delegierten mit Wunder auf dem Gewerkschaftstag 1997 
nach seiner 16-jährigen(!) erfolgreichen Tätigkeit zu sprechen kommt. 
Es gab weder eine Gegenkandidatin oder einen Gegenkandidaten 
noch kritische Beiträge, dennoch wurde Wunder im 1. Wahlgang 
völlig überraschend nicht wieder gewählt: Er bekam nur 227 von 

den 255 erforderlichen Stimmen. De Lorent bemüht sich ausführlich, 
einige mögliche Gründe zu ermitteln (S. 229-246). Diese Seiten sind 
zugleich ein Lehrbuch für alle, die in Gewerkschaften, Parteien und 

schlechthin allen Organisationen erfolgreich arbeiten und gewählt 
werden wollen, spannend zu lesen, dabei auch die Erwähnung so 

mancher ›Schmutzelei‹, wie sie in jedweder Politik vorkommen kann. 
Dieter Wunder blieb der Gewerkschaft und der Bildungspolitik ohne 
Groll über viele weitere Jahre erhalten. Daneben nahm er seine 

Arbeit als Wissenschaftler, als Historiker wieder intensiv auf. Für die 
GEW ist de Lorents Buch ein sehr wertvoller Beitrag nicht nur zum 

Wirken Dieter Wunders, sondern auch als ein anschaulicher und 

wirklich lesenswerter Kommentar zur zeitgenössischen Geschichte 

der GEW selbst. // 

Autor: RAINER GRIEP, Vorstandsmitglied der GEW Hamburg von 
1974 bis 1987, Vorsitzender der GEW Hamburg von 1981 bis 1987

Quelle: (hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 1-2/2024)

20



  

GEW-Zeitung Rheinland-Pfalz  04 / 2024

- ZEITUNG - Rheinland-Pfalz 04 / 2024 Inhalt

Editorial Nach wie vor eine Zeitschrift von Mitgliedern für Mitglieder von Günter Helfrich Seite   2
Gastkommentar Warum die AfD keine Partei für Beschäftigte ist von Anja Piel Seite   3
Bildung Bildungsgerechtigkeit von Klaus-Peter Hammer Seiten   4
Bildung Kinder aus benachteiligten Familien  Seite   5
Frühkindliche Bildung Kita-Besuch kann soziale Unterschiede angleichen  Seite   6
Schulen Volle dreijährige gymnasiale Oberstufe  Seite   7
Schulen Handy-Verbot an Schulen?  Seite   7
Inklusion Demokratie braucht Inklusion! von Dr. Brigitte Schumann Seiten 8 - 9
Bildungspolitik Bildung für nachhaltige Entwicklung in Schulen von Dr. Brigitte Schumann Seiten 10 - 11
Bildung international Gewerkschaftliche Solidarität in Zeiten des Krieges von Maike Finnern und Carmen Ludwig Seite   12
Gesellschaft Rentenreport 2023 von Dieter Roß Seite   13
Recht Rechtsfragen aus dem pädagogischen Berufsalltag von Dieter Roß und Lena Schmoranzer Seiten 14 - 16
Kreis und Region Aktiv gegen Rechtsextremismus, für Menschenrechte  Seite   17 
Buchtipp Ein gestaltender Bildungspolitiker in bewegten Zeiten von Rainer Griep Seiten 18 - 20
GEW intern Aus dem Leben eines Plusianers von Günter Helfrich Seite   21
Zukunftsgeist Schule (und Schulbehörde) der Zukunft von Klaus Schabronat Seiten 22 - 23
Brief an die Redaktion Ohne Wert Wert-los von Horst Häbel Seite   23
Zeitgeist Goldstaub von Gabriele Frydrych Seite   24

GEW intern

N ie kämen wir 

dazu, unse-

rem geschätzten 

GEW-Rechtsguru 

Dieter Roß ins Hand- 

werk zu pfuschen. 

Fast nie, denn fol- 

gende Informa- 

tion, die wir der 

Ze i t s c h r i f t  d e r 

bayerischen GEW 

entnommen 

haben, scheint uns 

an dieser Stelle besonders gut aufgehoben.

Es geht um die Frage, ob Ruhestandsbeamt:innen Werbungskosten 

geltend machen können. Das hat der Bundesfinanzhof im Urteil 
vom 28. Juni 2023, Az. VI R 17/21, entschieden. 

Wie gut, dass es den GEW-Rechtsschutz gibt. Mit dessen Hilfe hatte 
eine Kollegin geklagt, um die Aufwendungen ihrer ehrenamtlichen 

Tätigkeit als Werbungskosten abzusetzen. Seit dem Ruhestand 
ist die Kollegin für verschiedene Gremien der GEW ehrenamtlich 

tätig. Aufwendungen dafür hatte sie als Werbungskosten geltend 
gemacht, was ihr Finanzamt jedoch nicht anerkannte.

Entscheidung des Bundesfinanzhofes
Bereits in erster Instanz hatte das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
entschieden, dass die streitigen Aufwendungen der Klägerin als 
Werbungskosten bei ihren Versorgungsbezügen zu berücksichtigen 
sind. Der Bundesfinanzhof bestätigte diese Entscheidung und wies 
die Revision als unbegründet zurück.

Dazu schreibt Brigitte Gallner, Sekretärin der GEW-Rechtsstelle in 
Bayern: „Grundsätzlich müssen Werbungskosten im Zusammen-

hang mit dem Berufseinkommen stehen. In der Begründung wird 

der erforderliche Zusammenhang mit den Versorgungsbezügen 

bejaht, weil die Gewerkschaftsarbeit der Klägerin und die dadurch 
bedingten Aufwendungen auch auf die Verbesserung ihrer Einkünf-

te als Ruhestandsbeamtin zielen.“

Sicher können sich für die GEW ehrenamtlich tätige Plusianer:innen 
(im Ruhestand oder in Rente), die von demselben Sachverhalt 

betroffen sind, gerne an unsere Landesrechtsschutzstelle in Mainz 
wenden. //

Günter Helfrich

Aus dem Leben eines Plusianers

Werbungskosten auch für Ehrenamtliche
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Zukunftsgeist – Achtung: Satire

A us der Reihe „Die Gesellschaft von morgen“ veröffentli-
chen wir heute eine weitere Folge von Gesprächen mit 

Verantwortungsträgern, die unsere Gesellschaft bereits heute 
auf das Morgen vorbereiten. Dieses Gespräch mit Herrn Dr. 
KI Hüpenbecker vom rheinland-pfälzischen Aufsichts- und 
Dienstleistungsministerium (ADM), das für unsere Bildungs-

einrichtungen verantwortlich ist, das wir in der Zukunft führen 
werden, haben wir bereits heute aufgezeichnet.

„Herr Dr. Hüpenbecker, was sind nach Ihrer Auffassung die Haupt-
probleme für unser Bildungssystem?“
„Das Hauptproblem für die Schule von morgen ist mittlerweile ein 
Problem von gestern: der Fachkräftemangel. Früher fehlte an unseren 
Schulen und in unseren Kitas qualifiziertes Fachpersonal. Immer 
weniger Kolleginnen mussten immer mehr Aufgaben erledigen. Wir 

mussten zunehmend auf Personal zurückgreifen, das für seine Auf-

gaben nicht oder nicht ausreichend ausgebildet war.“

„Wie haben Sie darauf reagiert?“
„Zunächst haben wir durch eine Reihe von Maßnahmen dafür gesorgt, 

dass der Lehrberuf attraktiver wird, z.B. durch Erhöhung der Klas-

senmesszahlen, Einschränkung von Teilzeitarbeit, Abschaffung der 
Altersteilzeit, Ausweitung der Arbeitszeit und Ausgliederung von 

Aufgaben der Schulbehörden an die einzelnen Schulen. Und dann 

haben wir als zweite Reformsäule Lehrstühle für die Ausbildung von 

Lehrkräften an den Universitäten und Seminarplätze gestrichen, um 
die Zahl neuer Lehrkräfte zu erhöhen.“

„Und das hat geholfen?“
„Nicht sofort. Dann aber haben wir über das Programm Schule 

der Zukunft an einer Modellschule versuchsweise eine KI in einer 
Schulleitung ausprobiert. Das war nicht unsere Absicht mit diesem 

Programm, sondern nur ein unbeabsichtigter Nebeneffekt, der sich 
zufällig aus diesem Experiment ergeben hat. Aber die Ergebnisse 

haben alle unsere Erwartungen übertroffen.“

„Inwiefern?“
„Die Verwaltung der Schule wurde efÏzienter. Wir konnten noch 
mehr Verwaltungsaufgaben an die einzelnen Schulen delegieren. 

Diese wurden schneller und störungsfreier erledigt. Das war der 

Ausgangspunkt für eine Reform des Schulwesens. Immer mehr Auf-

gaben können seitdem von KI-Anwendungen erledigt werden, in den 

Schulen wie in der Schulverwaltung. Wir sparen dadurch erhebliche 

Personalkosten und können seitdem zunehmend mehr Geld in die 

pädagogische Arbeit stecken. Damit meinen wir die Ausstattung der 
Schulen mit digitaler Technik.“

„Ist die Arbeit in einer Schulleitung nicht viel zu komplex, um sie 
automatisiert erledigen zu können?“
„Überhaupt nicht. Die Praxis beweist das Gegenteil. Nehmen Sie 

mal das Beispiel einer dienstlichen Beurteilung. Sie können eine Be-

urteilung, die von KI verfasst wurde, doch gar nicht mehr von einer 

unterscheiden, die ein menschlicher Schulleiter geschrieben hat. 

Die KI greift auf alle Beurteilungen zurück, die jemals geschrieben 
wurden, und kombiniert nicht nur einzelne Worte zu plausiblen 

Sätzen, sondern – und das ist eine Weiterentwicklung – die einzelnen 

Sätze zu plausiblen Textbausteinen, die automatisch mit entspre-

chenden Punktwerten verknüpft werden. Dabei kommen dienstliche 
Beurteilungen heraus, die sich von den menschlich erstellten gar 

nicht mehr unterscheiden lassen, die statistisch gesehen eine höhere 
Trefferquote haben und die überdies auch gerichtsfest sind.“

„Aber beinhaltet diese Tätigkeit nicht auch ein hohes Maß an Ver-
antwortung, das man einer Maschine nicht übertragen kann? Was 
ist mit der Fürsorgepflicht des Dienstherrn?“
„Hier gilt es zwei Dinge zu unterscheiden: Verwaltungshandeln und 

Fürsorgepflicht. Die KI ist so programmiert, dass sie dies unterscheidet 
als Unterschied zwischen Praxis und Theorie.“

„Soll das heißen, dass die Fürsorge des Dienstherren nur ein theo-

retischer Wert ist?“
„Das haben Sie gesagt. Ich würde es so ausdrücken: Wir haben 

unsere Fürsorgepflicht als mathematischer Parameter mit einem 
mathematischen Wert ausgestattet, der ihren Praxiswert in unserem 
Verwaltungshandeln statistisch präzise abbildet.“

„Wie konnten Sie diese Umstellung überhaupt umsetzen? Die betei-
ligten Menschen müssen doch gemerkt haben, dass sie es mit KI zu 
tun haben und nicht mit einer menschlichen Schulleitung?“
„Wie kommen Sie darauf, dass vorher alle Schulleitungen menschlich 

gehandelt haben? Kleiner Scherz meinerseits. Aber im Ernst: Wir haben 
unser Verwaltungshandeln, so weit es ging, auf schriftliche Kommunika-

tion umgestellt. Die Lehrkräfte teilen alles, was mitzuteilen ist, in Form 
schriftlicher Eingaben mit, die mit einem einfachen KI-Programm schnell 
und ohne personellen Aufwand bearbeitet und ggf. beschieden werden 

können. Wenn es irgendwo größere Probleme gibt, lassen die sich in einer 

persönlichen Begegnung per Videokonferenz 

lösen, an denen von unserer Seite aus hoch 

kompetente virtuelle Schulleitungen 

und Schulaufsichten teilnehmen, die 

wir zuschalten können.“ 

Ein gar nicht so fernes Interview
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„Und das ist nicht aufgefallen? Was ist mit dem Personalrat der 
Schule? Hat der nichts gemerkt?“
„Die Personalräte haben wir erst einmal nicht informiert. Bei dieser 

Maßnahme handelte es sich unserer Auffassung nach um eine Än-

derung interner Verwaltungsabläufe ohne die geringste Auswirkung 

auf die Arbeit der Lehrkräfte. Insofern war sie nicht mitbestimmungs-

pflichtig. Die Personalräte haben auch nichts bemerkt. Die ADD Trier 
hatte seinerzeit das KI-Modul für den Umgang mit Personalräten 
programmiert: in Auseinandersetzungen zustimmen und nachgeben, 
danach weitermachen, ohne irgendetwas zu ändern. Auch für die 

Personalräte hat sich durch den Einsatz von KI nichts verändert.“

„Wer oder was ist ADD Trier?“
„Das ist eine Behörde von gestern. Früher, als in der Schulverwaltung 

noch Menschen gearbeitet haben, gab es eine Vielfalt von Einrich-

tungen, die für die Bildung zuständig waren: Bildungsministerium, 

ADD, Schulamt, Schulträgerausschuss, Finanzministerium. Da nun 

aber alle relevanten Entscheidungen in unserem Rechenzentrum in 

Mainz getroffen werden, konnten wir den dezentralen Zuständigkeits-

wirrwarr auflösen und alle zuständigen Behörden in einer vereinen. 
Darunter sind die drei Dienststellen der ADD, der Aufsichts- und 

Dienstleistungsdirektion, die wir mit dem Bildungsministerium zu 
einem Aufsichts- und Dienstleistungsministerium (ADM) zusammen-

gefasst haben. Da dort so gut wie alle Entscheidungen algorithmisch 

getroffen werden, fallen so gut wie keine Personalkosten mehr an 
und wir konnten die in unseren Behörden tätigen Lehrkräfte wieder 
zurück an die Schulen schicken.“

„Aber können solche Entscheidungen wie die Ausstattung der Schulen 
mit Personal nur anhand von Maßzahlen vorgenommen werden? 
Haben die einzelnen Schulen nicht auch einen Bedarf, der aus ihrer 
spezifischen Situation resultiert, die unterschiedliche Aufgaben 
mit sich bringt, auf die eine Schulbehörde im Einzelfall reagieren 
müsste?“
„Sie meinen, dass die Schulen die Lehrkräfte zugewiesen bekommen, 
die sie für die Erfüllung der Aufgaben benötigen, die wir ihnen stellen? 

Seien Sie nicht albern, das haben wir noch nie getan. Wieso sollten 

wir jetzt auf einmal damit anfangen?“

„Herr Dr. Hüpenbecker, bei all diesen positiven Effekten, die die Au-

tomatisierung des Betriebs in der Schulverwaltung und den Schulen 
gebracht hat, wäre es da – mit Verlaub gefragt – nicht auch denkbar, 
einen teuren Beamten in der Kultusbürokratie wie Sie durch eine 

efÏzientere und vor allem billigere KI-Lösung zu ersetzen?“
„Das ist doch schon längst geschehen. Ich bin die aktuelle Leistungs-

endstufe der aktuellen Bildungsverwaltungs-KI. Nur die Bildungsmi-

nisterin hat eine noch höhere Rechenleistung als ich.“

„Herr Dr. Hüpenbecker, wir danken Ihnen für das Gespräch.“

Das Gespräch mit Herrn Dr. KI Hüpenbecker führte Klaus Schabronat. //

Schule (und Schulbehörde) der Zukunft

Der Kommentar von Klaus Schabronat auf Seite 3 in der GEW-Zeitung 

RLP 1-2/2024 „Denken first. Digital second.“ trifÚ den Kern der Sache, 
birgt aber einen Kritikpunkt. Im vierten Abschnitt heißt es „In Schulen 
muss darüber nachgedacht werden, wie das gelingen … kann.“

Das wäre dem rheinland-pfälzischen Bildungsministerium Wasser auf 

die Mühle. Aber: Wozu haben wir (Haben wir?) eine Bildungskommis-

sion? Welche Aufgabe fällt dieser zu? Warum soll die reflektorische 
Arbeit den Kolleg(inn)en vor Ort auch noch aufgebürdet werden? Sind 

sie nicht sowieso schon überlastet durch mangelnde Ausbildung in 

Pädagogik und Psychologie? (Dürfen sie sich noch „Pädagog(inn)en“ 
nennen?) Und verstehen viele zur eigenen Entlastung unter „Medien-

pädagogik“ nicht eher die Erziehung durch die Medien? Anderenfalls 
müsste es obendrein noch ein verpflichtendes Studienfach „Ethik“ 
geben, denn Erziehung ohne Werte ist Wert-los. Und deren Definition 
kommt jetzt auch noch auf die Kollegien zu.

Horst Häbel, Unnau

Ohne Werte Wert-los
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I ch sehe Maria nur einmal in der Woche. Wenn ich die 9. Stunde 
habe. Dann steht Maria im Flur und wartet auf den Unterrichts-

schluss. Wenn sie Glück hat, lassen die Kollegen noch schnell die 

Stühle hochstellen. Wenn sie Pech hat, stehen oder liegen die Stühle 

im Klassenraum rum, mitten im Dreck: Reste vom Blei-Anspitzen 
(manche Altkollegen lassen noch mit der Hand schreiben, das sei 

individualpsychologisch und feinmotorisch von hoher Bedeutung…), 

Schalen von Sonnenblumenkernen, Schnipsel und Bonbonpapier, 

festgetretene Kaugummis, Apfelgriebsche und andere Imbissreste. 

Jeder Klassenraum ist mit Besen und Handfeger ausgestattet, und 
manche Lehrkräfte lassen die Gerätschaften auch benutzen. Einige 
haben gar einen Wochenplan mit eingeteiltem Schülerputzdienst. 

Andere setzen das Fegen als „aversiven Reiz“ ein. Früher sagte man 

dazu „Strafe“. Mittlerweile aber verwahren sich Eltern dagegen, dass 
ihr kostbarer Nachwuchs einen Besen oder einen Lappen anfasst. 

Das sei entwürdigend. Außerdem hat Emily eine Staub-Allergie. Und 

Homer-Fabian erklärt der verblüfÚen Lehrkraft: „Ich leere den Papier-
korb nicht. Wozu haben wir Putzfrauen?“ Und so entsorgt Maria die 
drei Mülltrennungsbehälter, 

die eine umweltbewusste 

Biologielehrerin anschaf-

fen ließ und die von den 

meisten Schülern wahllos 

benutzt werden.

Als ich die Klasse verlasse, 

fährt Maria ihren Putzwagen 

rein. Sie kommt aus Kasach-

stan, dort war sie Sekretä-

rin. Manchmal wechseln 

wir drei Wörter Russisch, 

soweit ich es noch kann. 

Pro Klassenraum hat sie 

ein straffes Zeitlimit, was 

sie nicht einhalten kann, 

wenn sie erst alle Stühle 

hochstellen muss. Auf der 

nächsten Gesamtkonferenz 

werden wieder wortreiche Beschwerden geführt, dass nicht nass 

gewischt wurde, dass hinter den Heizungen Dreck liegt, dass in den 

Sporthallen die Staubflusen rumflattern und dass die Fenster  blick-

dicht sind. Tja, so sieht halt „Sparen, bis es quietscht“ aus. Da wird 

eben nur noch an drei Wochentagen das Nötigste geputzt. Und die 
billigste private Putzfirma macht das Rennen. Ich muss grinsen, als 
ich in der Zeitung lese, dass die standardmäßig verdreckten Schulklos 

nach jeder Pause gereinigt werden müssten. Von wem bitte? Für die 
Gören, die diesen Dreck verursachen, ist das schließlich eine entwür-

digende Arbeit …. Für Maria nicht. Die kann ja Gummi-Handschuhe 

anziehen. Glücklicherweise reicht Marias Deutsch nicht aus, um 

mir die Zustände auf den Schulklos zu beschreiben. Und mein Rus-

sisch reicht leider auch nicht aus, um sie zu verstehen. Sie sagt nur: 

„Schlimm, schlimm!“ Zu spät ist mir aufgefallen, dass zu unseren 
Sommerfesten und Weihnachtsfeiern eigentlich alle eingeladen 

werden: die Elternvertreterinnen, die Sekretärinnen, die Hausmei-

ster, die Drucker und Laborkräfte, die Frauen aus der Cafeteria, der 
Werkmeister – aber nicht einer denkt an die Putzfrauen. (Hier gibt 

es nicht viel zu gendern, ich habe all die Jahre keinen Mann am 

Besen, am Kochtopf oder im Sekretariat gesehen und keine Frau in 

der Hausmeisterloge oder in der Werkstatt. Eventuell hat sich da ja 
was geändert!?) Reinigungskräfte sollen dezent und gründlich den 
Dreck entfernen, den andere oft mutwillig hinterlassen. Wir kennen in 
der Regel ihre Namen nicht, wollen sie eigentlich auch nicht kennen, 

und schon gar nicht wollen wir ihnen für irgendwas dankbar sein. Sie 

können in der Regel ja sowieso kein Deutsch und verstehen unsere 

anerkennenden Worte gar nicht. 

So ähnlich läuft es auch im Touristikbereich, in dem der Mangel an 
Arbeitskräften dazu führt, dass die vorhandenen Kräfte intensiv be-

ansprucht werden. Naja, 

selber schuld, wenn 

sie in keine Gewerk- 

schaft eintreten. Manch-

mal hinterlassen wir ein 

Trinkgeld, oft aber ist 

es eher völlig verdreckte 

Bettwäsche, ein be-

nutztes Präservativ, in 

den Bodenritzen die Reste 

von Alkohol bedingten 

Körperausscheidungen, 

jede Menge Pfandfla-

schen (die Putzfrau freut 

sich doch darüber oder 

etwa nicht?), im Karne-

val und zu Silvester Kon-

fetÝ. Möglichst an hohen 
Balken und in Zimmer-

pflanzen. Da kann die 

Putzfrau ihre Feinmotorik üben. Außerdem sieht sie da endlich mal 

die Spinnweben, die von der KonfetÝkanone deutlich markiert worden 
sind.  Und wenn wir im Vertrag unterschrieben haben, dass wir die 

Räume „besenrein“ verlassen, vergessen wir das bei der Abfahrt gern. 

Vielleicht beschweren wir uns zu guter Letzt an der Rezeption oder 
beim Vermieter, dass das Klopapier zu knapp bemessen war oder 

Krümel im Schrank lagen. 

Wieder daheim erfahren wir, dass unsere polnische Putzfrau leider 

nicht mehr kommen kann. Wir suchen verzweifelt Ersatz und begrei-

fen zum ersten Mal, was das Wort „Goldstaub“ in diesem Zusam-

menhang bedeutet. //

Goldstaub

von Gabriele Frydrych
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